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Präambel 

 

(1) Der Senat der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main hat am 16. April 2008 nach § 40 Abs.2 Nr. 2 HHG 

die folgenden „Allgemeinen Bestimmungen für die Bachelor- und Masterstudiengänge der Johann Wolfgang Goethe-

Universität“ im Sinne von § 34 HHG erlassen. 

 

(2) Mit den Allgemeinen Bestimmungen verpflichtet sich die Universität – den Grundlagen für einen europäischen Hoch-

schulraum im Sinne der Bologna-Erklärung folgend – transparente, die wechselseitige Anrechnung von Studien- und Prü-

fungsleistungen erleichternde Curricula und vergleichbare Abschlüsse zu schaffen. Dabei werden die „Ländergemeinsamen 

Vorgaben“ der Kultusministerkonferenz berücksichtigt.“ 
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Abschnitt I: Allgemeines 

 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

 

(1) Die Allgemeinen Bestimmungen für die Bachelor- und Masterstudiengänge legen fest, welche Regelungen übereinstim-

mend für die Prüfungsverfahren und die Studienstruktur in diesen Studiengängen gelten. 

 

(2) Die Fachbereiche erlassen mit den Allgemeinen Bestimmungen übereinstimmende und diese ergänzende Bachelor- und 

Masterordnungen (nachfolgend: Ordnungen für die Studiengänge). Diese bedürfen nach § 40 Abs.2 Nr. 5 HHG der Zustim-

mung des Senats der Johann Wolfgang Goethe-Universität und nach § 94 Abs.4 in Verbindung mit § 100d Abs.2 Satz 2 

HHG der Genehmigung durch das Präsidium der Johann Wolfgang Goethe-Universität. 

 

§ 2 

Zweck der Prüfungen 

 

(1) Die Bachelorprüfung schließt das Studium mit dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss und die Masterprüfung das 

Studium mit einem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss ab. 

 

(2) Die Bachelor- und die Masterprüfung erfolgen kumulativ, das heißt als Summe von einzelnen Modulprüfungen und einer 

Abschlussarbeit. Es gibt keine Abschlussprüfungen. 

 

(3) Durch die kumulative Bachelorprüfung soll festgestellt werden, ob die Studierende oder der Studierende hinreichende 

Fachkenntnisse in den Prüfungsgebieten erworben hat und die Fähigkeit besitzt, grundlegende wissenschaftliche Methoden 

und Kenntnisse selbstständig anzuwenden, sowie auf einen frühen Übergang in die Berufspraxis vorbereitet ist. 

 

(4) Durch die kumulative Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die Studierende oder der Studierende gründliche Fach-

kenntnisse in den Prüfungsgebieten erworben hat und die Zusammenhänge des Faches überblickt, sowie, ob sie oder er die 

Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und Kenntnisse selbstständig anzuwenden und auf den Übergang in die Be-

rufspraxis vorbereitet ist. 

 

§ 3 

Akademische Grade 

 

(1) Die Fachbereiche verleihen nach bestandener Abschlussprüfung im entsprechenden Studiengang gemäß der Ordnung 

für den Studiengang den akademischen Grad. Bei interdisziplinären Studiengängen richtet sich die Abschlussbezeichnung 

nach demjenigen Fachgebiet, dessen Bedeutung im Studiengang überwiegt. Zulässige Abschlussbezeichnungen sind nach 

den „Ländergemeinsamen Strukturvorgaben gemäß § 9 Abs.2 HRG für die Akkreditierung von Bachelor- und Masterstu-

diengängen“ der Kultusministerkonferenz vom 10. Oktober 2003 in der Fassung vom 22. September 2005: 
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Fächergruppen Abschlussbezeichnungen 

Sprach- und Kulturwissenschaften 

Sportwissenschaft 

Sozialwissenschaften 

Kunstwissenschaft 

Bachelor of Arts (B.A.) 

Master of Arts (M.A.) 

Mathematik 

Naturwissenschaften 

Medizin 

Bachelor of Science (B.Sc.) 

Master auf Science (M.Sc.) 

Wirtschaftswissenschaften 

Geographie 

Nach der inhaltlichen Ausrichtung des Studiengangs:

Bachelor of Arts (B.A.) 

Master of Arts (M.A.) 

Oder 

Bachelor of Science (B.Sc.) 

Master of Science (M.Sc.) 

Rechtswissenschaften 
Bachelor of Laws (LL.B.) 

Master of Laws (LL.M.) 

 

Dies betrifft nicht die staatlich geregelten Studiengänge. 

 

(2) Fachliche Zusätze sind als Teil des akademischen Grades zu den Abschlussbezeichnungen nicht zulässig. 

 

(3) In der Ordnung für den Masterstudiengang ist festzulegen, ob der Masterstudiengang „stärker anwendungsorientiert“ 

oder „stärker forschungs-orientiert“ ist. 

 

(4) In der Ordnung für den Masterstudiengang ist auch festzulegen, ob es sich um einen konsekutiven, nicht-konsekutiven 

oder weiterbildenden Masterstudiengang handelt. Für nicht-konsekutive Masterstudiengänge und weiterbildende Masterstu-

diengänge dürfen auch Mastergrade verwendet werden, die von den vorgenannten Bezeichnungen abweichen. 

 

 

§ 4 

Regelstudienzeit 

 

(1) In den Ordnungen für die Studiengänge sind die Studienzeiten vorzusehen, in denen in der Regel ein berufsqualifizie-

render Abschluss erworben werden kann (Regelstudienzeit). 

 

(2) Die Regelstudienzeit für einen Bachelorstudiengang beträgt einschließlich der Bachelorarbeit sechs Semester, für einen 

Masterstudiengang einschließlich der Masterarbeit höchstens vier Semester. Das Bachelorstudium und das Masterstudium 

kann in kürzerer Zeit abgeschlossen werden. 

 

(3) Bei konsekutiven Studiengängen beträgt die Gesamtregelstudienzeit höchstens zehn Semester. 

 

(4) Für Teilzeitstudiengänge gelten besondere Regelstudienzeiten, die durch die Ordnungen für die Studiengänge festzule-

gen sind. 
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(5) Die am Studiengang beteiligten Fachbereiche stellen auf der Grundlage der Ordnung für den Studiengang ein Lehrange-

bot bereit und sorgen für die Festsetzung geeigneter Prüfungstermine, so dass das Studium in der Regelstudienzeit abge-

schlossen werden kann. 

 

(6) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass der Prüfungsausschuss Studierenden, die innerhalb von zwei 

Jahren keine nach der Ordnung für den Studiengang zu absolvierende Modulprüfung erbracht haben, nach Anhörung und 

eingehender Studienberatung Fristen für die Ablegung der Modulprüfungen setzen und Auflagen erteilen kann. 

 

 

§ 5 

Teilzeitstudium 

 

Das Studium kann nach der Hessischen Teilzeitstudienverordnung vom 23. Juli 2007 (GVBl. 2007, S. 530) ganz oder teil-

weise als Teilzeitstudium durchgeführt werden, sofern die Satzung über das Teilzeitstudium an der Johann Wolfgang Goe-

the-Universität ein Teilzeitstudium im betreffenden Studiengang nicht ausschließt. Für die Durchführung des Teilzeitstudi-

ums sind die Regelungen der Hessischen Teilzeitstudienverordnung und die universitäre Satzung zum Teilzeitstudium maß-

geblich. Sofern die Ordnungen für die Studiengänge Fristen für die erstmalige Erbringung einer Prüfungsleistung vorsehen, 

sind diese Fristen für Teilzeitstudierende auf Antrag entsprechend zu verlängern. Der Antrag auf Fristverlängerung ist vor 

Ablauf der Frist zu stellen. Bei Teilzeitstudium besteht kein Anspruch auf Bereitstellung eines besonderen Lehr- und Stu-

dienangebotes. 

 

 

 

Abschnitt II: Ziele des Studiengangs, Studienbeginn und Zugangsvoraussetzungen 
zum Studium 

 

 

§ 6 

Ziele des Studiengangs 

 

Die Ordnung für den Studiengang nennt die Ziele des Studiengangs, die vermittelten Fähigkeiten, die Schlüsselqualifikatio-

nen und Berufsfelder, auf die der Studiengang vorbereitet. Es wird begrüßt, wenn ein Teil des Bachelor- beziehungsweise 

Masterstudiums im Ausland absolviert wird. Auslandsaufenthalte während des Bachelor- oder Masterstudiums werden von 

der Johann Wolfgang Goethe-Universität gefördert. 

 

 

§ 7 

Studienbeginn 

 

Die Ordnung für den Studiengang legt fest, ob das Studium nur zum Wintersemester oder auch zum Sommersemester be-

gonnen werden kann. 
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§ 8 

Voraussetzungen für die Zulassung zum Bachelorstudiengang 

 
(1) In den Bachelorstudiengang kann nur eingeschrieben werden, wer die gesetzlich geregelte Hochschulzugangsberechti-

gung besitzt und nicht nach § 66 HHG an der Immatrikulation gehindert ist. 

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass bei der Immatrikulation in den Bachelorstudiengang über die 

Hochschulzugangsberechtigung hinausgehende Anforderungen, wie der Nachweis von Fremdsprachenkenntnissen, die 

Gegenstand der schulischen Ausbildung sind, das Bestehen einer Eignungsprüfung oder ein Vorpraktikum nachgewiesen 

werden müssen. Die Ordnung für den Studiengang legt die Anforderungen fest und regelt das notwendige Verfahren. 

 

(3) Die Ordnung für den Studiengang kann auch vorsehen, dass die Immatrikulation in den Bachelorstudiengang mit dem 

Vorbehalt erfolgt, dass studiengangsspezifische Fähigkeiten und Kenntnisse innerhalb der ersten beiden Semester nachge-

wiesen werden. 

 

(4) Ausländische Studienbewerberinnen und Studienbewerber für einen Bachelorstudiengang, in dem die Unterrichtsspra-

che Deutsch ist, müssen entsprechend der „Ordnung der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main über die 

Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) für Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit ausländi-

scher Hochschulzugangsberechtigung“ in der jeweils gültigen Fassung einen Sprachnachweis vorlegen, soweit sie nach der 

DSH-Ordnung nicht von der Deutschen Sprachprüfung freigestellt sind. 

 

 
§ 9 

Voraussetzungen für die Zulassung zum Masterstudiengang 

 
(1) Zum Masterstudiengang kann nur zugelassen werden, wer  

 

a) im selben oder einem verwandten Studienfach die Bachelorprüfung bestanden hat oder 

 

b) einen mindestens gleichwertigen Abschluss einer deutschen Universität oder einer deutschen Fachhochschule in 

gleicher oder verwandter Fachrichtung mit einer Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern besitzt oder 

 

c) einen mindestens gleichwertigen ausländischen Abschluss in gleicher oder verwandter Fachrichtung mit einer Regel-

studienzeit von mindestens sechs Semestern besitzt. 

 

Die Ordnung für den Studiengang definiert die Gleichwertigkeit der Studienabschlüsse. 

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass die Zulassung in den Fällen des Abs.1 b) und c) unter der Aufla-

ge der Erbringung zusätzlicher Studienleistungen und Modulprüfungen aus dem Bachelorstudiengang im Umfang von ma-

ximal 60 Kreditpunkten (CP) erteilt wird. Diese Leistungen sind nicht Bestandteil der Masterprüfung. Wird die Auflage nicht 

innerhalb der vom Prüfungsausschuss gesetzten Frist erfüllt, ist die Zulassung zur Masterprüfung zu widerrufen. 

 

(3) Sofern fachlich anders ausgerichtete Studienabschlüsse für den Zugang zum Masterstudium vorausgesetzt werden, 

müssen diese in der Ordnung für den Studiengang festgelegt werden. 
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(4) Um ein hohes fachliches und wissenschaftliches Niveau zu gewährleisten, ist das Studium im Masterstudiengang von 

weiteren besonderen Zugangsvoraussetzungen abhängig zu machen. Die Ordnung für den Studiengang bestimmt die, für 

die Zulassung zum Masterstudiengang vorausgesetzte, Mindestnote für den ersten akademischen Abschluss. Darüber hin-

aus kann sie weitere Zugangsvoraussetzungen festlegen. Sie kann auch ein Auswahlgespräch zur Feststellung der beson-

deren Zugangsvoraussetzungen oder Eingangsprüfungen vorsehen. Die Inhalte der Eingangsprüfung sind in der Ordnung 

für den Studiengang zu regeln. 

 

(5) Der Prüfungsausschuss bestimmt Art, Umfang und Zeitpunkt der Eingangsprüfung im Einzelfall und benennt die Prüfe-

rinnen und Prüfer. Diese entscheiden, ob die Studienbewerberin oder der Studienbewerber die notwendigen Kenntnisse für 

das angestrebte Studium mitbringt. Bescheinigungen über das Bestehen der Eingangsprüfung werden auf Antrag ausge-

stellt.  

 
(6) Ausländische Studienbewerberinnen und Studienbewerber für einen Masterstudiengang, in dem die Unterrichtssprache 

Deutsch ist, müssen entsprechend der „Ordnung der Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt am Main über die 

Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang (DSH) für Studienbewerberinnen und Studienbewerber mit ausländi-

scher Hochschulzugangsberechtigung“ in der jeweils gültigen Fassung einen Sprachnachweis vorlegen, soweit sie nach der 

DSH-Ordnung nicht von der Deutschen Sprachprüfung freigestellt sind. 

 
(7) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die zum Zeitpunkt 

der Bewerbung ihr Studium im Bachelorstudiengang noch nicht abgeschlossen haben, unter dem Vorbehalt zum Masterstu-

diengang zugelassen werden, dass der Abschluss des Bachelorstudiengangs innerhalb der in der Ordnung für den Studien-

gang festzulegenden Frist beim Prüfungsausschuss nachgewiesen wird. Die Studienbewerberinnen und Studienbewerber  

müssen für die vorläufige Zulassung einen Nachweis der Immatrikulation im Bachelorstudiengang sowie eine detaillierte 

Bescheinigung über den Stand und den voraussichtlichen Abschluss des Bachelorstudiums vorlegen. Die Ordnung für den 

Studiengang kann die vorläufige Zulassung von weiteren Voraussetzungen und Nachweisen abhängig machen. 

 
(8) Der Prüfungsausschuss entscheidet über die vorläufige Zulassung nach Abs.7 und die Erfüllung der Aufnahmevoraus-

setzungen. Werden die Voraussetzungen für die Zulassung zum Masterstudiengang nicht innerhalb der in der Ordnung für 

den Studiengang festgesetzten Frist gegenüber dem Prüfungsausschuss nachgewiesen, ist dies durch den Prüfungsaus-

schuss umgehend dem Studierendensekretariat zwecks Widerruf der vorläufigen Zulassung zum Masterstudiengang mitzu-

teilen.  

 

 
 

Abschnitt III: Studienstruktur und –organisation 

 
 

§ 10 

Studien- und Prüfungsaufbau; Module 

 

(1) Die Bachelor- und Masterstudiengänge sind modular aufgebaut. Das Studium gliedert sich in Pflichtmodule und zusätz-

lich nach Maßgabe der Ordnung für den Studiengang in Wahlpflichtmodule. Zu den Pflichtmodulen gehört in den Bache-

lorstudiengängen die Bachelorarbeit und in den Masterstudiengängen die Masterarbeit. Die Modulstruktur sowie Anzahl, 

Inhalte, Prüfungen und Beschreibungen der Module sind in der Ordnung für den Studiengang nach Maßgabe der folgenden 

Absätze festzulegen. 

 

(2) Ein Modul ist eine inhaltlich und zeitlich abgeschlossene Lehr- und Lerneinheit. Module stellen in der Regel einen Zu-
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sammenschluss von inhaltlich aufeinander bezogenen Lehrveranstaltungen einschließlich Praxisphasen und Projektarbeiten 

sowie die Selbstlernzeiten dar. Die Inhalte eines Moduls sind in der Regel so zu bemessen, dass sie innerhalb eines Se-

mesters oder eines Studienjahrs vermittelt werden können. In begründeten Ausnahmefällen kann sich ein Modul über drei 

Semester erstrecken. 

 

(3) Erstrecken sich Module über mehr als ein Semester, sollen die zugehörigen Lehrveranstaltungen in unmittelbar aufein-

ander folgenden Semestern angeboten und besucht werden. 

 

(4) Die Ordnung für den Studiengang kann die Absolvierung eines Moduls vom erfolgreichen Abschluss anderer Module 

oder Teilmodulen abhängig machen.  

 

(5) Module können fachübergreifend angelegt sein. Ein Modul kann mehreren Studiengängen zugeordnet werden. 

 

(6) Die Lehrveranstaltungen in den Modulen werden hinsichtlich ihrer Verbindlichkeit in Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltun-

gen unterschieden. Pflichtveranstaltungen sind nach Inhalt und Form der Veranstaltung in der Ordnung des Studiengangs 

eindeutig bestimmt. Wahlpflichtveranstaltungen sind Lehrveranstaltungen, die Studierende innerhalb eines Moduls aus ei-

nem bestimmten Fachgebiet oder zu einem bestimmten Themengebiet auszuwählen haben. 

 

(7) Einzelne Lehrveranstaltungen des Studiengangs können auf Englisch angeboten werden. Die Ordnung für den Studien-

gang kann abweichend hiervon ein ausschließlich englischsprachiges Angebot vorsehen und Abweichungen bezüglich 

weiterer Fremdsprachen treffen. 

 

(8) Die Lehrveranstaltungen eines Moduls können aufeinander aufbauen. Studierende sind nach Maßgabe der Ordnung für 

den Studiengang an die in der Modulbeschreibung angegebene Reihenfolge von Lehrveranstaltungen gebunden.  

 

(9) Die Module werden in der Regel durch Prüfungen abgeschlossen, deren Ergebnisse in die Gesamtbewertung der Bache-

lor- oder Masterprüfung eingehen. Eine Modulprüfung besteht nach Maßgabe der Modulbeschreibung entweder aus einer 

Prüfungsleistung als Abschluss des Moduls (Modulabschlussprüfung) oder aus einer Kumulation mehrerer Modulteilprüfun-

gen (kumulative Modulprüfung). Als Modulprüfungen kommen die in §§ 25 Abs.5, 26 bis 30 genannten Leistungen in Frage. 

 

(10) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass einzelne Module nicht mit einer Prüfungsleistung, sondern mit 

einer oder mehreren Studienleistungen abgeschlossen werden, deren Ergebnis nicht in die Gesamtbewertung der Bache-

lorprüfung beziehungsweise Masterprüfung eingeht. Die Studienleistungen können auch unbenotet sein. § 13 gilt entspre-

chend. 

 

(11) In der Ordnung für den Studiengang kann geregelt werden, dass bei Modulen, die mit einer Modulabschlussprüfung 

abgeschlossen werden, Studienleistungen (Leistungsnachweise) zu allen oder zu einzelnen Lehrveranstaltungen des Mo-

duls als Voraussetzung für die Ablegung der Modulabschlussprüfung zu erbringen sind. Die Studienleistungen müssen in 

engem zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit den entsprechenden Lehrveranstaltungen des Moduls erbracht wer-

den können. Die Ordnung für den Studiengang kann auch für alle oder für einzelne Lehrveranstaltungen eines Moduls, 

unabhängig davon, ob dieses mit einer Modulabschlussprüfung oder mit einer kumulativen Modulprüfung abgeschlossen 

wird, Teilnahmenachweise verlangen. Näheres regelt § 13. 

 

(12) Die Studierenden haben die Möglichkeit, nach Maßgabe freier Plätze sich innerhalb ihres Studiengangs weiteren als 

den in der Ordnung des Studiengangs vorgeschriebenen Modulen einer Prüfung zu unterziehen (Zusatzmodule). Das Er-

gebnis der Prüfung wird bei der Bildung der Gesamtnote für die Bachelor- oder Masterprüfung nicht mit einbezogen. 
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(13) Die Module sind in der Ordnung für den Studiengang einzeln zu beschreiben. Die Modulbeschreibung (Anhang Muster) 

soll den Studierenden zuverlässige Informationen über Studienverlauf, Inhalte, qualitative und quantitative Anforderungen 

und Einbindung in das Gesamtkonzept des Studiengangs oder das Verhältnis zu anderen Modulen bieten. Die Beschrei-

bung des Moduls soll mindestens enthalten: 

 

- die Inhalte 

- die Lern- und Qualifikationsziele im Sinne der zu erwerbenden Kompetenzen 

- die Lehrveranstaltungen mit den Lehr- und Lernformen 

den nach den Lehrveranstaltungen und Lernformen des Moduls aufgeschlüsselten Arbeitsaufwand in Kreditpunkten 

(CP) 

- die Voraussetzung für die Teilnahme am Modul und für die Teilnahme an den Lehrveranstaltungen des Moduls 

- die Verwendbarkeit des Moduls in verschiedenen Studiengängen 

- die Voraussetzungen für die Vergabe von Kreditpunkten  

- die Häufigkeit des Angebotes des Moduls 

- die Dauer des Moduls 

- die Beschreibung der im Modul zu erbringenden Prüfungen nach Art, Form und Inhalten sowie gegebenenfalls weite-

re Voraussetzungen für den erfolgreichen Abschluss des Moduls 

- gegebenenfalls die Unterrichtssprache 

 

(14) In den einzelnen Modulen sollen fachübergreifende Inhalte und Möglichkeiten zum Erwerb von Schlüsselkompetenzen 

besondere Berücksichtigung finden. 

 

(15) Praxismodule sollen insbesondere die Entwicklung einer kritischen, reflektierten, beruflichen Handlungskompetenz in 

einem exemplarischen Lernprozess ermöglichen. Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass Praxismodule in 

Form von Praktika, berufspraktischen Studien, Exkursionen, Projektarbeiten oder Projektstudien erbracht werden und/oder 

dass die Praxisanteile in der vorlesungsfreien Zeit zu absolvieren sind. Sie sollen vorsehen, dass das Praktikum zeitlich 

aufgeteilt und/oder in Teilzeit absolviert werden kann. Einschlägige Berufserfahrungen sollen als Praktikum angerechnet 

werden. 

 

(16) Die Ordnung für den Studiengang kann regeln, dass die Wählbarkeit von Wahlpflichtmodulen bei fehlender Kapazität 

durch Fachbereichsratsbeschluss eingeschränkt werden kann. Die Einschränkung ist den Studierenden unverzüglich durch 

das Dekanat bekannt zu geben. 

 

 

§ 11 

Umfang des Studiums und der Module; Kreditpunkte (CP) 

 

(1) Jedem Modul werden in den Modulbeschreibungen Kreditpunkte (nachfolgend CP) auf der Basis des European Credit 

Transfer Systems (ECTS) unter Berücksichtigung der Beschlüsse und Empfehlungen der Kultusministerkonferenz und 

Hochschulrektorenkonferenz zugeordnet. Die CP ermöglichen die Übertragung erbrachter Leistungen auf andere Studien-

gänge der Johann Wolfgang Goethe-Universität oder einer anderen Hochschule beziehungsweise umgekehrt. 

 

(2) CP sind ein quantitatives Maß für den Arbeitsaufwand (workload), den durchschnittlich begabte Studierende für den 

erfolgreichen Abschluss des entsprechenden Moduls für das Präsenzstudium, die Teilnahme an außeruniversitären Praktika 
oder an Exkursionen, die Vor- und Nachbereitung des Lehrstoffs, die Vorbereitung und Ausarbeitung eigener Beiträge und 
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Prüfungsleistungen aufwenden müssen. Als regelmäßige Arbeitsbelastung werden höchstens 1800 Arbeitsstunden je  

Studienjahr angesetzt. 30 CP entsprechen der durchschnittlichen Arbeitsbelastung eines Semesters. 

 

(3) Für den sechssemestrigen Bachelorstudiengang sind für den Bachelorabschluss 180 CP nachzuweisen. Für den Mas-

terabschluss bei konsekutiven Studiengängen werden unter Einbeziehung des vorangehenden Studiums grundsätzlich 300 

CP benötigt. Im übrigen richtet sich die in Master-Studiengängen zu erwerbende Anzahl von CP nach den Regelstudienzei-

ten für die Studiengänge. Die Festlegung der CP eines Studiengangs erfolgt in der Ordnung für den Studiengang. 

 

(4) Der Arbeitsaufwand für ein Modul, ausgedrückt in CP, muss sich aus der Modulbeschreibung ergeben. Er beträgt 5 bis 

15 CP. In besonders begründeten Ausnahmefällen kann davon abgewichen werden, wenn die Fachstruktur einzelne kleine-

re oder größere Module erforderlich macht oder wenn Schlüsselqualifikationen angeboten werden. 

 

(5) Der Bearbeitungsumfang für das Modul Bachelorarbeit beträgt mindestens 6 CP und darf 12 CP nicht überschreiten; für 

die Masterarbeit ist ein Bearbeitungsumfang von 15 bis höchstens 30 CP vorzusehen. Die Festlegung der Bearbeitungsfrist 

für die Bachelor- beziehungsweise Masterarbeit und die Festlegung des Arbeitsumfangs, gemessen in CP, erfolgt in der 

Ordnung für den Studiengang. 

 

(6) CP werden nur vergeben, wenn die nach der Modulbeschreibung geforderten Leistungen erfolgreich erbracht worden 

sind. 

 

(7) Für jede Studierende und jeden Studierenden des Studiengangs wird beim Prüfungsamt ein Kreditpunktekonto einge-

richtet. Im Rahmen der organisatorischen Möglichkeiten kann die oder der Studierende jederzeit in den Stand des Kontos 

Einblick nehmen. 

 

(8) Der Arbeitsumfang ist nach Einführung des Studiengangs im Rahmen der Evaluierung nach § 27 Abs.4 HHG zu überprü-

fen. 

 

 

§ 12 

Lehr- und Lernformen; Zugang zu Modulen; Lehrveranstaltungen mit begrenzter Teilnehmerzahl 

 

(1) Lehrveranstaltungen können in den folgenden Formen durchgeführt werden: 

 

a) Vorlesung: Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie methodische 

Kenntnisse durch Vortrag, gegebenenfalls in Verbindung mit Demonstrationen oder Experimenten. Die Lehrenden 

entwickeln und vermitteln die Lehrinhalte unter Einbeziehung der Studierenden. 

 

b) Übung: Durcharbeitung und Vertiefung von Lehrstoffen sowie Schulung in der Fachmethodik und Vermittlung speziel-

ler Fertigkeiten durch Bearbeitung und Besprechung exemplarischer Aufgaben. 

 

c) Seminar/Proseminar: Erarbeitung wissenschaftlicher Erkenntnisse oder Bearbeitung aktueller Problemstellungen mit 

wissenschaftlichen Methoden durch in der Regel von Studierenden vorbereitete Beiträge, Erlernen und Einüben von 

Präsentations- und Diskussionstechniken. 

 

d) Praktikum: Angeleitete Durchführung praktischer Aufgaben im experimentellen und apparativen Bereich und/oder 

Computersimulationen; Schulung in der Anwendung wissenschaftlicher Untersuchungs- und Lösungsmethoden; 
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Vermittlung von fachtechnischen Fertigkeiten und Einsichten in Funktionsabläufe. 

 

e) Projekt: Erarbeitung von Konzepten sowie Realisierung von Lösungen komplexer, praxisnaher Aufgabenstellungen 

im Team, Vermittlung sozialer Kompetenz durch weitgehend selbstständige Bearbeitung der Aufgabe durch die 

Gruppe bei gleichzeitiger fachlicher und arbeitsmethodischer Anleitung. 

 

f) Exkursion: Vorbereiteter Anschauungsunterricht außerhalb der Hochschule. 

 

g) Berufspraktikum: Erfahrung berufspraktischen Arbeitens durch aktive Teilnahme, in der Regel in einem Betrieb au-

ßerhalb der Hochschule (Praxisstelle) unter Anleitung vor Ort und in der Regel mit fachlicher und methodischer Be-

gleitung durch eine Lehrperson. 

 

(2) Die in Abs.1 genannten Formen können in der Ordnung für den Studiengang durch weitere Lehrformen, insbesondere 

fachspezifische Lehrformen oder Lehrformen unter Verwendung elektronischer Medien (E-Learning) ergänzt werden. Es 

können mehrere Lehrformen in einer Lehrveranstaltung kombiniert werden. 

 

(3) Ist nach Maßgabe der Modulbeschreibung der Zugang zu den Lehrveranstaltungen eines Moduls vom erfolgreichen 

Abschluss anderer Module oder vom Besuch der Studienfachberatung abhängig oder wird in der Modulbeschreibung die 

Teilnahme an einer einzelnen Lehrveranstaltung von einem Teilnahme- oder Leistungsnachweis für eine andere Lehrveran-

staltung vorausgesetzt, regelt die Ordnung für den Studiengang die Zuständigkeit für die Überprüfung der Zugangsberechti-

gung. 

 

(4) Ist zu erwarten, dass die Zahl der an einer Lehrveranstaltung interessierten Studierenden die Aufnahmefähigkeit der 

Lehrveranstaltung übersteigt, kann die Lehrveranstaltungsleitung ein Anmeldeverfahren durchführen. Die Anmeldevoraus-

setzungen und die Anmeldefrist werden im kommentierten Vorlesungsverzeichnis oder auf andere geeignete Weise bekannt 

gegeben. Übersteigt die Zahl der angemeldeten Studierenden die Aufnahmefähigkeit der Lehrveranstaltung oder ist die 

Lehrveranstaltung überfüllt und kann nicht auf alternative Veranstaltungen verwiesen werden, prüft das Dekanat oder, nach 

Maßgabe der Ordnung für den Studiengang, der Fachbereichsrat des veranstaltenden Fachbereichs, auf Antrag der Lehr-

veranstaltungsleitung, ob eine zusätzliche Lehrveranstaltung eingerichtet werden kann. Ist dies aus Kapazitätsgründen nicht 

möglich, ist es zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Durchführung der Lehrveranstaltung zulässig, nur eine begrenzte 

Anzahl der teilnahmewilligen Studierenden aufzunehmen. Hierfür ist durch die Veranstaltungsleitung nach den Richtlinien 

des Dekanats oder des Fachbereichsrates des veranstaltenden Fachbereichs ein geeignetes Auswahlverfahren durchzufüh-

ren. Bei der Erstellung der Auswahlkriterien ist sicherzustellen, dass diejenigen Studierenden bei der Aufnahme in die Lehr-

veranstaltung Priorität genießen, für die die Lehrveranstaltung verpflichtend ist und die im besonderen Maße ein Interesse 

an der Aufnahme haben. Ein solches ist insbesondere gegeben, wenn der oder die Studierende nach dem Studienverlaufs-

plan bereits im vorangegangenen Semester einen Anspruch auf den Platz hatte und trotz Anmeldung keinen Platz erhalten 

konnte. Bei Pflichtveranstaltungen muss angemeldeten aber nicht in die Lehrveranstaltung aufgenommenen Studierenden 

auf Verlangen hierüber eine Bescheinigung ausgestellt werden. 

 

 
§ 13 

Leistungs- und Teilnahmenachweise (Studiennachweise) 

 

(1) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass für Module Studiennachweise (Leistungsnachweise über Stu-

dienleistungen und/oder Teilnahmenachweise) zu erbringen sind. Leistungsnachweise und Teilnahmenachweise dienen 

dem Nachweis eines ordnungsgemäßen Studiums und sind in der Regel Voraussetzung für die Zulassung zu Modulprüfun-
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gen. Die Noten für Studienleistungen gehen nicht in die Modulnoten ein. 

 

(2) Teilnahmenachweise dokumentieren die regelmäßige und, sofern dies die oder der Lehrende für den Teilnahmenach-

weis voraussetzt, die aktive Teilnahme an der Lehrveranstaltung. Die regelmäßige Teilnahme ist gegeben, wenn die oder 

der Studierende in allen im Verlauf eines Semesters angesetzten Einzelveranstaltungen anwesend war. Die aktive Teilnah-

me beinhaltet die Erbringung kleinerer Arbeiten, wie Protokolle, mündliche Kurzreferate und Gruppenarbeiten. Soweit die 

Modulbeschreibung keine abweichende Regelung trifft, soll die regelmäßige Teilnahme noch attestiert werden, wenn die 

oder der Studierende bis zu 20 % der Veranstaltungszeit versäumt hat. Bei darüber hinausgehenden Fehlzeiten kann die 

oder der Lehrende das Erteilen des Teilnahmenachweises von der Erfüllung von Pflichten abhängig machen. Teilnahme-

nachweise werden am Ende der Veranstaltungszeit durch die Lehrende oder den Lehrenden ausgestellt, sofern die Ord-

nung für den Studiengang kein anderes Verfahren vorsieht. 

 

(3) Leistungsnachweise dokumentieren die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung. Sofern dies die oder der 

Lehrende voraussetzt, ist für einen Leistungsnachweis auch die regelmäßige Teilnahme (Abs.2) an der Lehrveranstaltung 

erforderlich. Die erfolgreiche Teilnahme ist gegeben, wenn eine durch die Lehrende oder den Lehrenden positiv bewertete 

(nach der Modulbeschreibung benotete oder unbenotete) individuelle Studienleistung (Abs.4) erbracht wurde. Die oder der 

Lehrende kann die Bestätigung der erfolgreichen Teilnahme an einer Lehrveranstaltung auch von der erfolgreichen Erbrin-

gung mehrerer Studienleistungen abhängig machen, sofern dies die Ordnung für den Studiengang zulässt. Werden Studien-

leistungen nach Maßgabe der Modulbeschreibung benotet, gilt § 33 Abs.2. Bei Gruppenarbeiten muss die individuelle Leis-

tung deutlich abgrenzbar und bewertbar sein. 

 

(4) Studienleistungen können insbesondere sein: 

 

- Klausuren 

- schriftliche Ausarbeitungen beziehungsweise Hausarbeiten 

- Referate (mit oder ohne Ausarbeitung) 

- Fachgespräche 

- Arbeitsberichte, Protokolle 

- Bearbeitung von Übungsaufgaben 

- Durchführung von Versuchen 

- Tests 

- Literaturberichte oder Dokumentationen 

 

Die Anzahl der Leistungen, ihre Form sowie die Frist, in der die Leistungen zu erbringen sind, gibt die oder der Lehrende 

den Studierenden zu Beginn der Lehrveranstaltung bekannt. Die Vergabekriterien für den Leistungsnachweis dürfen wäh-

rend des laufenden Semesters nicht zum Nachteil der Studierenden geändert werden. Die oder der Lehrende kann den 

Studierenden die Nachbesserung einer schriftlichen Leistung unter Setzung einer Frist ermöglichen. § 23 Abs.1 gilt entspre-

chend. 

 

(5) Werden Studienleistungen schriftlich, aber nicht als Aufsichtsarbeit erbracht, sind sie mit einer Erklärung gemäß § 25 

Abs.8 zu versehen. 

 

 

(6) Bestandene Studienleistungen können nicht wiederholt werden. Nicht bestandene Studienleistungen sind unbeschränkt 

wiederholbar. 
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§ 14 

Studienberatung; Orientierungsveranstaltung; Vorlesungsverzeichnis 

 

(1) Die Studierenden haben die Möglichkeit, während des gesamten Studienverlaufs die Studienfachberatung des für ihren 

Studiengang zuständigen Fachbereichs aufzusuchen. Die Studienfachberatung erfolgt durch von der Studiendekanin oder 

dem Studiendekan des Fachbereichs beauftragte Personen. Im Rahmen der Studienfachberatung erhalten die Studierenden 

Unterstützung insbesondere in Fragen der Studiengestaltung, der Studientechnik und der Wahl der Lehrveranstaltungen. 

Die Studienfachberatung sollte insbesondere in Anspruch genommen werden: 

 

 - zu Beginn des ersten Semesters 

 - bei Nichtbestehen von Prüfungen und bei gescheiterten Versuchen, erforderliche 

   Leistungsnachweise zu erwerben 

- bei Schwierigkeiten in einzelnen Lehrveranstaltungen 

- bei Studiengangs- bzw. Hochschulwechsel 

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang kann den verpflichtenden Besuch der Studienfachberatung vorsehen und hierzu nähe-

re Regelungen treffen. 

 

(3) Neben der Studienfachberatung steht den Studierenden die Zentrale Studienberatung der Johann Wolfgang Goethe-

Universität zur Verfügung. Sie unterrichtet als allgemeine Studienberatung über Studiermöglichkeiten, Inhalte, Aufbau und 

Anforderungen eines Studiums und berät bei studienbezogenen persönlichen Schwierigkeiten. 

 

(4) Vor Beginn der Vorlesungszeit eines jeden Semesters, in dem Studierende ihr Studium aufnehmen können, findet eine 

Orientierungsveranstaltung statt, zu der die Studienanfängerinnen und Studienanfänger durch Aushang oder anderweitig 

eingeladen werden. In dieser wird über die Struktur und den Gesamtaufbau des Studiengangs und über semester-

spezifische Besonderheiten informiert. Den Studierenden wird Gelegenheit gegeben, insbesondere die Studienorganisation 

betreffende Fragen zu klären. 

 
(5) Der Fachbereich erstellt auf der Basis der Modulbeschreibungen und des Studienverlaufsplans für jeden Studiengang im 

Rahmen eines EDV-unterstützten Systems und/oder in Druckform ein kommentiertes Modul- und Veranstaltungsverzeich-

nis, das in der letzten Vorlesungswoche des vorangegangenen Semesters erscheinen soll. Es enthält insbesondere auch 

Informationen zu den Modulverantwortlichen, Hinweise auf Termine und Fristen zu Prüfungen, gegebenenfalls Anmeldefris-

ten für Lehrveranstaltungen, Angaben zu den einzelnen Lehrveranstaltungen der Module sowie zum Zugang zu den Lehr-

veranstaltungen für Studierende anderer Studiengänge. 

 

 
§ 15 

Akademische Leitung und Modulkoordination 

 

(1) Die Aufgabe der akademischen Leitung der Studiengänge im Fachbereich nimmt die Studiendekanin oder der Studien-

dekan wahr. Diese Funktion kann für einen oder mehrere Studiengänge auf ihren oder seinen Vorschlag vom Fachbereichs-

rat auf ein dort prüfungsberechtigtes Mitglied der Professorengruppe für die Dauer von drei Jahren übertragen werden. Die 

akademische Leiterin oder der akademische Leiter hat insbesondere folgende Aufgaben: 
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- Koordination des Lehr- und Prüfungsangebots des Fachbereichs im Zusammenwirken mit den Modulbeauftragten; 

- Erstellung und Aktualisierung von Prüferlisten; 

- Evaluation des Studiengangs; 

- Bestellung der Modulkoordinatorinnen und Modulkoordinatoren, soweit die Ordnung für den Studiengang keine ande-

re Zuständigkeit vorsieht. 

 
(2) Für jedes Modul ernennt die akademische Leitung des Studiengangs aus dem Kreis der Lehrenden des Moduls eine 

Modulkoordinatorin oder einen Modulkoordinator. Für fachbereichsübergreifende Module wird die Modulkoordinatorin oder 

der Modulkoordinator im Zusammenwirken mit der Studiendekanin oder dem Studiendekan des anderen Fachbereichs er-

nannt. Die Modulkoordinatorin oder der Modulkoordinator muss Professorin oder Professor oder ein auf Dauer beschäftigtes 

wissenschaftliches Mitglied der Lehreinheit sein. Sie oder er ist für alle das Modul betreffenden inhaltlichen Abstimmungen 

und die ihr oder ihm durch die Ordnung des Studiengangs zugewiesenen organisatorischen Aufgaben zuständig. Die Mo-

dulkoordinatorin oder der Modulkoordinator wird durch die akademische Leitung des Studiengangs vertreten. Die Ordnung 

für den Studiengang kann die Zuständigkeit für die Bestellung der Modulkoordination abweichend von Satz 1 regeln. 

 

 

Abschnitt IV: Prüfungsorganisation 

 

 

§ 16 

Prüfungsausschuss; Prüfungsamt 

 

(1) Für jeden Studiengang bildet der Fachbereichsrat oder bilden die Fachbereichsräte der am Studiengang beteiligten 

Fachbereiche einen Prüfungsausschuss. Der Fachbereichsrat kann auch für konsekutive Studiengänge oder für mehrere 

oder alle von ihm verantworteten Studiengänge einen gemeinsamen Prüfungsausschuss bilden. 

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang regelt die Größe und die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses. Jedem Prü-

fungsausschuss gehören in der Regel sieben Mitglieder an, darunter vier Angehörige der Gruppe der Professorenschaft, 

eine Angehörige oder ein Angehöriger der Gruppe der wissenschaftlichen Mitglieder und zwei Studierende. Sofern ein Prü-

fungsausschuss für mehrere Studiengänge eines Fachbereichs oder für interdisziplinäre Studiengänge gebildet wird, kann 

sich die Anzahl seiner Mitglieder erhöhen. Die Mehrheit der professoralen Mitglieder im Prüfungsausschuss muss sicherge-

stellt sein. Bei einem interdisziplinären Studiengang entsenden die am Studiengang beteiligten Fachbereiche in der Regel 

die gleiche Anzahl von Mitgliedern jeder Gruppe in den Prüfungsausschuss. Die professoralen Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses sollen ihre Lehrleistung überwiegend in dem Studiengang oder in einem Studiengang derjenigen Studiengans-

gruppe erbringen, für den oder die der Prüfungsausschuss zuständig ist. Die studentischen Mitglieder sollen in dem Stu-

diengang oder in einem Studiengang derjenigen Studiengangsgruppe immatrikuliert sein, für den oder die der Prüfungsaus-

schuss zuständig ist.  

 

(3) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden nebst einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter auf Vorschlag der 

jeweiligen Gruppen vom Fachbereichsrat oder von den Fachbereichsräten der beteiligten Fachbereiche gewählt. Die Amts-

zeit der Studierenden beträgt ein Jahr, die der anderen Mitglieder zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 
 

(4) Bei Angelegenheiten, die ein Mitglied des Prüfungsausschusses betreffen, ruht dessen Mitgliedschaft in Bezug auf diese 

Angelegenheit und wird durch die Stellvertreterin oder den Stellvertreter wahrgenommen. Dies gilt nicht bei rein organisato-
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rischen Sachverhalten. 

(5) Die Ordnung für den Studiengang kann regeln, dass die Studiendekanin oder der Studiendekan den Vorsitz des Prü-

fungsausschusses inne hat.  Falls die Studiendekanin oder der Studiendekan nach Maßgabe der Ordnung für den Studien-

gang nicht dem Prüfungsausschuss vorsitzt, wählt der Prüfungsausschuss aus der Mitte der ihm angehörenden Professo-

rinnen und Professoren eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Die stellvertretende Vorsitzende oder der stellvertretende 

Vorsitzende wird aus der Mitte der dem Prüfungsausschuss angehörenden Professorinnen und Professoren gewählt. Die 

bzw. der Vorsitzende führt die Geschäfte des Prüfungsausschusses. Sie oder er lädt zu den Sitzungen des Prüfungsaus-

schusses ein und führt bei allen Beratungen und Beschlussfassungen den Vorsitz. In der Regel soll in jedem Semester 

mindestens eine Sitzung des Prüfungsausschusses stattfinden. Eine Sitzung ist einzuberufen, wenn dies mindestens zwei 

Mitglieder des Prüfungsausschusses fordern. 

 
(6) Der Prüfungsausschuss tagt nicht öffentlich. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, darunter 

die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind und die Stimmenmehrheit der Pro-

fessorinnen und Professoren gewährleistet ist. Für Beschlüsse ist die Zustimmung der Mehrheit der Anwesenden erforder-

lich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die Beschlüsse des Prüfungsausschusses 

sind zu protokollieren. Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach der Geschäftsordnung für die Gremien der Johann Wolf-

gang Goethe-Universität.  

 

(7) Der Prüfungsausschuss kann einzelne Aufgaben seiner oder seinem Vorsitzenden zur alleinigen Durchführung und Ent-

scheidung übertragen. Gegen deren oder dessen Entscheidungen haben die Mitglieder des Prüfungsausschusses und der 

betroffene Prüfling ein Einspruchsrecht. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann die Durchführung von 

Aufgaben an das Prüfungsamt delegieren. 

 

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter unterliegen der Amts-

verschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur 

Verschwiegenheit zu verpflichten; sie bestätigen diese Verpflichtung durch ihre Unterschrift, die zu den Akten genommen 

wird. 

 

(9) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, an den mündlichen Prüfungen als  Zuhörerinnen und Zuhörer 

teilzunehmen. 

 

(10) Der Prüfungsausschuss kann Anordnungen, Festsetzungen von Terminen und andere Entscheidungen unter Beach-

tung datenschutzrechtlicher Bestimmungen mit rechtlich verbindlicher Wirkung durch Aushang am Prüfungsamt oder andere 

geeignete Maßnahmen bekannt machen. 

 

(11) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses sind 

der oder dem Studierenden unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 

versehen. Der oder dem Studierenden ist vor der Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

(12) Das Prüfungsamt wird vom Dekanat in Wahrnehmung seiner Verantwortung für die Prüfungsorganisation für die Stu-

diengänge des Fachbereichs nach § 23 Abs.6 HHG eingerichtet. Das Dekanat führt die Aufsicht über das Prüfungsamt. 

Liegt ein Studiengang in der Verantwortung mehrerer Fachbereiche, stellen die beteiligten Dekanate einvernehmlich die 

Zuständigkeit des Prüfungsamtes fest. 

 

(13) Mehrere Fachbereiche können für ihre Studiengänge ein gemeinsames Prüfungsamt einrichten. 
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§ 17 

Aufgaben des Prüfungsausschusses 

 
(1) Der Prüfungsausschuss und das Prüfungsamt sind für die Organisation der Prüfungen verantwortlich. Sie achten auf die 

Einhaltung der Ordnung für den Studiengang. Der Prüfungsausschuss entscheidet in allen Prüfungsangelegenheiten, die 

nicht durch Ordnung oder Satzung einem anderen Organ oder Gremium oder der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-

schusses übertragen sind. 

 

(2) Dem Prüfungsausschuss obliegen in der Regel insbesondere folgende Aufgaben: 

 

- Entscheidung über die Erfüllung der Voraussetzungen für den Zugang zum Masterstudiengang 

- Festlegung der Prüfungszeiträume und der Prüfungstermine für die Modulprüfungen 

- gegebenenfalls. Festlegung der Meldefristen für die Modulprüfungen 

- gegebenenfalls. Festlegung der Rücktrittsfristen 

- Bestellung der Prüferinnen und Prüfer 

- Anrechnung von außerhalb der jeweils geltenden Ordnung für den Studiengang erbrachten Leistungen 

- Anregungen zur Reform des Studiums und der Prüfungen gegenüber dem Fachbereichsrat. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss berichtet dem Fachbereichsrat jährlich auf der Grundlage der Daten aus dem Prüfungsamt über 

die Entwicklung der Bachelor- und Masterarbeiten sowie die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten und gibt Anregungen 

für eine Anpassung der Ordnung für den Studiengang. 

 
 

§ 18 

Prüfer und Prüferinnen; Beisitzer und Beisitzerinnen 

 

(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind Mitglieder der Professorengruppe, Lehrbeauftragte, die in den Prüfungsfä-

chern Lehrveranstaltungen anbieten oder damit beauftragt werden könnten sowie wissenschaftliche Mitglieder, sofern ihnen 

für das Prüfungsfach ein Lehrauftrag erteilt worden ist, befugt (§ 23 Abs.3 HHG). Honorarprofessorinnen und Honorarpro-

fessoren, Privatdozentinnen und Privatdozenten, außerplanmäßige Professorinnen und Professoren, entpflichtete und in 

den Ruhestand getretene Professorinnen und Professoren, die in den Prüfungsfächern eine Lehrtätigkeit ausüben, können 

nach Maßgabe der Ordnung für den Studiengang mit ihrer Einwilligung als Prüferinnen oder Prüfer bestellt werden. 

 

(2) In der Regel wird die zu einem Modul gehörende Prüfung von den in dem Modul Lehrenden ohne besondere Bestellung 

durch den Prüfungsausschuss abgenommen. Sollte eine Lehrende oder ein Lehrender aus zwingenden Gründen Prüfungen 

nicht abnehmen können, kann der Prüfungsausschuss eine andere Prüferin oder einen anderen Prüfer benennen. 

 

(3) Schriftliche Prüfungsleistungen, die nicht mehr wiederholt werden können, sind von zwei Prüfenden zu bewerten. Münd-

liche Prüfungen sind von mehreren Prüfenden oder von einer oder einem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines Beisit-

zenden abzunehmen. Die Bachelor- oder Masterarbeit ist in der Regel von zwei Prüfenden zu bewerten. Die Ordnung für 

den Studiengang kann vorsehen, dass die Bewertung der Bachelor- oder Masterarbeit durch eine zweite Prüfende oder 

einen zweiten Prüfenden nur auf Antrag der oder des Studierenden oder aufgrund der Entscheidung der oder des Vorsit-

zenden des Prüfungsausschusses zu erfolgen hat. 

 

(4) Zur Beisitzerin oder zum Beisitzer bei mündlichen Prüfungen darf im Rahmen eines Bachelorstudienganges nur ein Mit-

glied oder eine Angehörige oder ein Angehöriger der Johann Wolfgang Goethe-Universität bestellt werden, das oder die 



UniReport Aktuell vom 05. Juni 2008 18

oder der mindestens den Bachelorabschluss oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat. Zur Beisitzerin oder zum Beisit-

zer darf im Rahmen eines Masterstudienganges nur ein Mitglied oder eine Angehörige oder ein Angehöriger der Johann 

Wolfgang Goethe-Universität bestellt werden, das oder die oder der den Masterabschluss oder eine vergleichbare Prüfung 

abgelegt hat. Die Bestellung der Beisitzerin oder des Beisitzers erfolgt durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 

Prüfungsausschusses. Sie oder er kann die Bestellung an die Prüferin oder den Prüfer delegieren. 

 

(5) Prüferinnen, Prüfer, Beisitzerinnen und Beisitzer unterliegen der Amtsverschwiegenheit.  

 

 

 

Abschnitt V: Prüfungsvoraussetzungen und -verfahren 

 
 

§ 19 

Zulassung zur Bachelor- oder Masterprüfung 

 

(1) Spätestens mit der Meldung zur ersten Prüfungsleistung eines Moduls an der Johann Wolfgang Goethe-Universität hat 

die oder der Studierende einen vollständig ausgefülltes Anmeldeformular zur Bachelorprüfung beziehungsweise zur Master-

prüfung beim für den Studiengang zuständigen Prüfungsamt einzureichen. Diesem sind insbesondere beizufügen: 

 

a)-eine Erklärung darüber, ob die Studierende oder der Studierende bereits eine Abschlussprüfung oder Zwischenprü-

fung im gleichen oder verwandten Studiengang beziehungsweise Studienfach an einer Hochschule endgültig nicht be-

standen hat oder ob sie oder er sich in einem schwebenden Prüfungsverfahren befindet 

 

b) gegebenenfalls Nachweise über bereits erbrachte Studien- oder Prüfungsleistungen, die in den Studiengang einge-

bracht werden sollen 

 

c) Nachweis über die Zahlung der nach der Ordnung für den Studiengang zu entrichtenden Prüfungsgebühr. § 45 Abs.4 

bleibt unberührt. 

 

(2) Über die Zulassung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. Die Zulassung zur Bachelorprüfung 

oder zur Masterprüfung muss versagt werden, wenn 

 

a) die oder der Studierende die in Abs.1 genannten Nachweise nicht erbringt; 

 

b) die oder der Studierende die Abschlussprüfung im gleichen oder in einem verwandten Studiengang beziehungsweise 

Studienfach an einer Hochschule endgültig nicht bestanden hat oder sich in einem solchen in einer noch nicht abge-

schlossenen Modulprüfung befindet. 

 

Als verwandte Studiengänge beziehungsweise Studienfächer gelten Studiengänge beziehungsweise Studienfächer, die in 

einem wesentlichen Teil der geforderten Prüfungsleistungen der Module übereinstimmen. Über Ausnahmen in besonderen 

Fällen entscheidet auf Antrag der oder des Studierenden der zuständige Prüfungsausschuss. 

 

(3) Eine Ablehnung der Zulassung wird dem oder der Studierenden von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus-

ses schriftlich mitgeteilt. Sie ist mit einer Begründung und einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
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§ 20 

Prüfungszeitpunkt und Meldeverfahren 

 

(1) Modulprüfungen werden im zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit den entsprechenden Modulen abgelegt. 

 

(2) Die modulabschließenden mündlichen Prüfungen und Klausurarbeiten sollen innerhalb von durch den Prüfungsaus-

schuss festzulegenden Prüfungszeiträumen durchgeführt werden. Die Prüfungszeiträume können auch in der Ordnung für 

den Studiengang festgelegt werden. 

 

(3) Die exakten Prüfungstermine für die Modulprüfungen werden durch den Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit den 

Prüfenden festgelegt. Das Prüfungsamt gibt den Studierenden in einem Prüfungsplan möglichst frühzeitig, spätestens aber 

vier Wochen vor den Prüfungsterminen, Zeit und Ort der Prüfungen sowie die Namen der beteiligten Prüferinnen und Prüfer 

durch Aushang oder andere geeignete Maßnahmen bekannt. Muss aus zwingenden Gründen von diesem Prüfungsplan 

abgewichen werden, so ist die Neufestsetzung des Termins nur mit Genehmigung der oder des Vorsitzenden des Prüfungs-

ausschusses möglich. 

 

(4) Die Ordnung für den Studiengang kann abweichend von Abs.3 vorsehen, dass Termine für mündliche Modulabschluss-

prüfungen oder für Prüfungen, die im zeitlichen Zusammenhang mit einzelnen Lehrveranstaltungen oder im Verlauf von 

Lehrveranstaltungen abgenommen werden (Modulteilprüfungen), von der oder dem Prüfenden gegebenenfalls nach Ab-

sprache mit den Studierenden festgelegt werden. 

 

(5) Sofern die Ordnung für den Studiengang keine abweichende Regelung trifft, setzt der Prüfungsausschuss für die Modul-

prüfungen Meldefristen fest, die spätestens vier Wochen vor den Meldefristen durch Aushang oder andere geeignete Maß-

nahmen bekannt gegeben werden müssen. 

 

(6) Zu jeder Modulprüfung hat sich die oder der Studierende innerhalb der Meldefrist schriftlich oder elektronisch anzumel-

den, sofern die Ordnung für den Studiengang keine abweichende Regelung trifft. Die Meldung zu den Modulprüfungen er-

folgt beim Prüfungsamt, sofern die Ordnung für den Studiengang keine andere Zuständigkeit für die Entgegennahme der 

Anmeldungen vorsieht. Über eine Nachfrist für die Meldung zu einer Modulprüfung in begründeten Ausnahmefällen ent-

scheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses auf Antrag der oder des Studierenden. Die Ordnung für den 

Studiengang kann die Zuständigkeit für die Setzung einer Nachfrist abweichend regeln. 

 

(7) Die oder der Studierende kann sich zu einer Modulprüfung nur anmelden beziehungsweise die Modulprüfung nur able-

gen, sofern sie oder er zur Bachelor- oder Masterprüfung zugelassen ist, die entsprechende Modulprüfung noch nicht end-

gültig nicht bestanden hat und sofern sie oder er die nach Maßgabe der Modulbeschreibung für das Modul erforderlichen 

Leistungs- und Teilnahmenachweise erbracht hat. Beurlaubte Studierende können keine Prüfungen ablegen. 

 

(8) Die Ordnung für den Studiengang kann Voraussetzungen für den Rücktritt von einer Modulprüfung festlegen, zu der die 

oder der Studierende sich angemeldet hat. Insbesondere können Fristen genannt werden, innerhalb derer ein Rücktritt ohne 

Angabe von Gründen möglich ist.  
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§ 21 

Versäumnis und Rücktritt 

 
(1) Die Modulabschluss- beziehungsweise -teilprüfung gilt als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn die oder der Studie-

rende zu dem sie oder ihn bindenden Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht erscheint oder von der angetretenen Prü-

fung ohne triftigen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 

Bearbeitungszeit erbracht wird. 

 

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Grund muss der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-

ausschusses unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit der oder des Studierenden ist 

ein ärztliches Attest vorzulegen. In begründeten Zweifelsfällen ist zusätzlich ein ausführliches ärztliches Gutachten oder ein 

amtsärztliches Attest zu verlangen. Eine während einer Prüfungsleistung eintretende Prüfungsunfähigkeit muss unverzüglich 

bei der Prüferin oder dem Prüfer oder der Prüfungsaufsicht geltend gemacht werden. Die Verpflichtung zur Anzeige und 

Glaubhaftmachung der Gründe gegenüber dem Prüfungsausschuss bleibt unberührt. Bezüglich der Einhaltung von Fristen 

für die Meldungen zu Prüfungen, der Wiederholung von Prüfungen, der Gründe für das Versäumnis von Prüfungen und der 

Einhaltung von Bearbeitungszeiten für Prüfungsarbeiten gelten diejenigen Regelungen, die bei Krankheit der oder des Stu-

dierenden gelten, auch bei Krankheit eines Kindes, das von der oder dem Studierenden überwiegend allein versorgt werden 

muss, und auch bei Krankheit einer oder eines nahen Angehörigen (Eltern, Großeltern, Ehe- und Lebenspartner), die bezie-

hungsweise der von der oder dem Studierenden notwendigerweise allein betreut werden muss. 

 

(3) Bei anerkanntem Rücktritt oder Versäumnis werden die Prüfungsergebnisse in bereits abgelegten Teilmodulen ange-

rechnet. 

 

 

§ 22 

Nachteilsausgleich 

 

(1) Im Prüfungsverfahren ist auf Art und Schwere einer Behinderung oder chronischen Erkrankung Rücksicht zu nehmen. 

Art und Schwere einer Behinderung oder Beeinträchtigung sind durch ein ärztliches Attest nachzuweisen; in Zweifelsfällen 

kann ein amtsärztliches Attest verlangt werden. Macht die oder der Studierende, gestützt auf das ärztliche Attest, glaubhaft, 

dass sie oder er wegen ihrer oder seiner körperlichen Behinderung oder chronischen Erkrankung nicht in der Lage ist, die 

Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so ist dieser Nachteil durch entsprechende 

Maßnahmen, wie zum Beispiel eine Verlängerung der Bearbeitungszeit oder eine andere Gestaltung des Prüfungsverfah-

rens, auszugleichen. Entsprechendes gilt für Studienleistungen. Der Nachteilsausgleich ist schriftlich zu beantragen. Der 

Antrag soll spätestens mit der Meldung zur Prüfung gestellt werden.  

 

(2) Entscheidungen nach Abs.1 trifft die Prüferin oder der Prüfer, in Zweifelsfällen der Prüfungsausschuss im Einvernehmen 

mit der Prüferin oder dem Prüfer. 
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§ 23 

Täuschung und Ordnungsverstoß 

 

(1) Versucht die oder der Studierende das Ergebnis ihrer oder seiner Prüfungs- oder Studienleistung durch Täuschung oder 

durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die Prüfungs- oder Studienleistung mit „nicht ausrei-

chend“ (5,0) bewertet. Der Versuch einer Täuschung liegt insbesondere vor, wenn die oder der Studierende nicht zugelas-

sene Hilfsmittel in den Prüfungsraum mitführt oder eine falsche Erklärung nach §§ 25  

 

Abs.8, 31 Abs.17 abgegeben worden ist. In schwerwiegenden Fällen, insbesondere im Wiederholungsfall, kann der Prü-

fungsausschuss die Studierende oder den Studierenden von der Erbringung weiterer Prüfungsleistungen beziehungsweise 

Studienleistungen ausschließen, so dass der Prüfungsanspruch im Studiengang erlischt. 

 

(2) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von der 

jeweiligen Prüferin oder dem jeweiligen Prüfer oder von der oder dem Aufsichtsführenden in der Regel nach einer Abmah-

nung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung 

als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Abs.1 Satz 3 findet entsprechende Anwendung. 

 

(3) Hat eine Studierende oder ein Studierender durch schuldhaftes Verhalten die Teilnahme an einer Prüfung zu Unrecht 

herbeigeführt, kann der Prüfungsausschuss entscheiden, dass die betreffende Prüfungsleistung als nicht bestanden („nicht 

ausreichend“ (5,0)) gilt. 

 

(4) Die oder der Studierende kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen schriftlich verlangen, dass die Entscheidungen 

nach Abs.1 und Abs. 2 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 

 

(5) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind der oder dem Studierenden unverzüglich schriftlich mitzutei-

len, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 

 

§ 24 

Anrechnung von Modulen und Leistungsnachweisen 

 

(1) Bei einem Wechsel von einem modularisierten Studiengang einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland wer-

den abgeschlossene Module angerechnet, soweit mindestens Gleichwertigkeit gegeben ist. Gleichwertigkeit von Modulen ist 

gegeben, wenn sie im Wesentlichen dieselben Lern- und Qualifikationsziele vermitteln. Dabei ist kein schematischer Ver-

gleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung von Inhalt, Umfang und Anforderungen vorzunehmen. 

Studienleistungen und Prüfungsleistungen aus nicht modularisierten Studiengängen an deutschen Hochschulen werden als 

Module des Studiengangs angerechnet, wenn eine Gleichwertigkeit zu diesen gegeben ist. 

 

(2) Abs.1 findet entsprechende Anwendung auf die Anrechnung von Modulen aus modularisierten sowie einzelnen Leis-

tungsnachweisen aus nicht-modularisierten Studiengängen an ausländischen Hochschulen. Dabei sind die von der Kultus-

ministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rah-

men von Hochschulpartnerschaftsverträgen zu beachten. Soweit Äquivalenzvereinbarungen nicht vorliegen, entscheidet der 

Prüfungsausschuss. Bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit ist die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen zu hören. 

 

(3) Studien- und Prüfungsleistungen, die während eines studienbedingten Auslandsaufenthaltes erworben wurden, können 
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auch dann angerechnet werden, wenn für den Auslandsaufenthalt ein Urlaubssemester gewährt worden ist. 

 

(4) Einschlägige berufs- und schulpraktische Tätigkeiten können als praktische Ausbildung anerkannt werden. 

 

(5) Als Voraussetzung für die Anrechnung kann eine ergänzende Leistung gefordert werden, insbesondere wenn die bisher 

erworbenen Kompetenzen in wichtigen Teilbereichen unvollständig sind oder für das Modul im früheren Studiengang eine 

geringere Anzahl von CP vergeben wurde als im Studiengang an der Johann Wolfgang Goethe-Universität anzurechnen 

sind. 

 

(6) Die Ordnung für den Studiengang kann festlegen, dass nur ein bestimmter Anteil der erforderlichen Prüfungsleistungen 

von Studiengängen außerhalb der Johann Wolfgang Goethe-Universität anerkannt wird und die Anrechnung einer auswärti-

gen Bachelor- oder Masterarbeit oder vergleichbaren Abschlussarbeit ausgeschlossen ist. 

 

(7) Studien- und Prüfungsleistungen aus einem Bachelorstudiengang können in der Regel nicht für den Masterstudiengang 

angerechnet werden. 

 

(8) Werden Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen 

und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ 

aufgenommen. Angerechnete Leistungen werden im Zeugnis gekennzeichnet. 

 

(9) Beim Wechsel des Studienfaches oder der Hochschule oder nach Studienaufenthalten im Ausland besteht ein Rechts-

anspruch auf Anrechnung, sofern die Voraussetzungen hierfür gegeben sind und die anzurechnende Leistung zum Zeit-

punkt der Anerkennung nicht älter als fünf Jahre ist. Über die Anerkennung älterer Prüfungsleistungen entscheidet der Prü-

fungsausschuss unter Berücksichtigung des aktuellen Wissensstandes. Die oder der Studierende hat die für die Anrechnung 

erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Es besteht kein Anspruch auf die Anrechnung von Teilleistungen aus nicht abge-

schlossenen Modulen. 

 

(10) Bei Fach- oder Hochschulwechsel erfolgt auf der Grundlage der Anrechnung die Einstufung in das Fachsemester des 

Studiengangs an der Johann Wolfgang Goethe-Universität. 

 

(11) Entscheidungen mit Allgemeingültigkeit zu Fragen der Anrechnung trifft der Prüfungsausschuss, die Anrechnung im 

Einzelfall erfolgt durch dessen vorsitzendes Mitglied, falls erforderlich unter Heranziehung einer Fachprüferin oder eines 

Fachprüfers. 
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6. Abschnitt: Durchführung der Modulprüfungen 

 

 

§ 25 

Modulprüfungen 

 
(1) Modulprüfungen sind Prüfungsereignisse, die begrenzt wiederholbar sind und mit Noten bewertet werden.  

 

(2) Eine Modulprüfung besteht entweder aus einer Prüfungsleistung als Abschluss des Moduls (Modulabschlussprüfung) 
oder aus der Kumulation mehrerer Modulteilprüfungen (kumulative Modulprüfung). 

 

(3) Die Modulabschlussprüfung bezieht sich in der Regel auf das gesamte Stoffgebiet des Moduls. Bei kumulativen Modul-

prüfungen werden die Inhalte und Methoden des Teilmoduls abgeprüft. Die Prüfungsinhalte ergeben sich aus den Modulbe-

schreibungen. 

 

(4) Die Ordnung für den Studiengang legt fest, ob bei kumulativen Modulprüfungen sämtliche Modulteilprüfungen des Mo-

duls oder nur eine Mindestanzahl der Modulteilprüfungen des Moduls bestanden sein müssen. Sie kann auch festlegen, 

dass nicht bestandene Modulteilprüfungen durch andere bestandene Modulteilprüfungen des gleichen Moduls ausgeglichen 

werden können. 

 

 

(5) Die Ordnung für den Studiengang legt in der Modulbeschreibung die Prüfungsform fest. Als Prüfungsform für modulab-

schließende Prüfungen oder Modulteilprüfungen können mündliche Prüfungen, Referate, Klausuren oder sonstige schriftli-

che Arbeiten (z.B. Hausarbeiten, Projektarbeiten, Protokolle) oder fachpraktische Prüfungen vorgesehen werden. Die Ord-

nung für den Studiengang kann auch andere kontrollierbare Prüfungsleistungen sowie multimedial gestützte Prüfungsleis-

tungen vorsehen, wenn die Einhaltung gleicher Prüfungsbedingungen und Bewertungsmaßstäbe gesichert ist.  

 

(6) Die Modulbeschreibung kann für die modulabschließende Prüfung oder für die Modulteilprüfungen je zwei alternative 

Prüfungsformen vorsehen. In besonders begründeten Ausnahmefällen kann davon abgewichen werden. Soweit die Modul-

beschreibung alternative Prüfungsformen zulässt, muss die oder der Prüfende die erforderliche Festlegung treffen. Die Prü-

fungsform ist den Studierenden spätestens bei der Bekanntgabe des Prüfungstermins mitzuteilen. 

 

(7) Prüfungssprache ist Deutsch, sofern der Studiengang nicht in einer Fremdsprache durchgeführt wird. Die Ordnung für 

den Studiengang kann vorsehen, dass einzelne schriftliche oder mündliche Prüfungen, diese gegebenenfalls im gegenseiti-

gen Einvernehmen aller an der Prüfung Beteiligten, in einer Fremdsprache abgenommen werden. 

 

(8) Ohne Aufsicht angefertigte schriftliche Arbeiten (beispielsweise Hausarbeiten) sind von der oder dem Studierenden nach 

den Regeln guter wissenschaftlicher Praxis anzufertigen. Die oder der Studierende hat bei der Abgabe der Arbeit schriftlich 

zu versichern, dass sie oder er diese selbstständig verfasst und alle von ihr oder ihm benutzten Quellen und Hilfsmittel in 

der Arbeit angegeben hat. Ferner ist zu erklären, dass die Arbeit noch nicht – auch nicht auszugsweise – in einem anderen 

Studiengang als Studien- oder Prüfungsleistung verwendet wurde. 

 

(9) Das Ergebnis einer schriftlichen Modulprüfung wird durch die Prüferin oder den Prüfer in einem Prüfungsprotokoll fest-

gehalten, das sie oder er dem Prüfungsamt unverzüglich zuleitet. In das Prüfungsprotokoll sind neben dem Prüfungsergeb-

nis die Modulbezeichnung bzw. der Modulteil, die Prüfungsform, das Prüfungsdatum sowie die Prüfungsdauer aufzuneh-

men. Weiterhin sind solche Vorkommnisse, insbesondere Vorkommnisse nach § 23 Abs.1 und Abs.2, aufzunehmen, welche 
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für die Feststellung des Prüfungsergebnisses von Belang sind. 

 

 

§ 26 

Mündliche Prüfungsleistungen 

 

(1) Mündliche Prüfungen werden von der oder dem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden als Einzelprü-

fung abgehalten. Die Ordnung für den Studiengang kann auch regeln, dass mündliche Prüfungen als Gruppenprüfungen mit 

bis zu fünf Studierenden abgehalten werden.  

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang legt die Dauer der mündlichen Prüfungen zwischen mindestens 15 Minuten und 

höchstens 60 Minuten pro zu prüfenden Studierenden fest. 

 

(3) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung sind von der oder dem Beisitzenden in einem 

Protokoll festzuhalten. Das Prüfungsprotokoll ist von der Prüferin oder dem Prüfer und der oder dem Beisitzenden zu unter-

zeichnen. Vor der Festsetzung der Note ist die oder der Beisitzende unter Ausschluss des Prüflings sowie der Öffentlichkeit 

zu hören. Das Protokoll ist dem Prüfungsamt unverzüglich zuzuleiten. 

 

(4) Das Ergebnis der mündlichen Prüfung ist der oder dem Studierenden im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt zu 

geben und auf unverzüglich geäußerten Wunsch näher zu begründen; die gegebene Begründung ist in das Protokoll aufzu-

nehmen. 

 

(5) Mündliche Prüfungen sind für Studierende, die die gleiche Prüfung ablegen sollen, hochschulöffentlich. Die oder der zu 

prüfende Studierende kann der Zulassung der Öffentlichkeit widersprechen. Die Zulassung der Öffentlichkeit erstreckt sich 

nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die oder den zu prüfenden Studierenden. Sie kann 

darüber hinaus aus Kapazitätsgründen begrenzt werden. Zur Überprüfung der in Satz 1 genannten Gründe kann die oder 

der Vorsitzende des Prüfungsausschusses oder nach Maßgabe der Ordnung für den Studiengang die oder der Prüfende 

entsprechende Nachweise verlangen. 

 

 

§ 27 

Klausurarbeiten und sonstige schriftliche Aufsichtsarbeiten 

 

(1) Klausurarbeiten beinhalten die Beantwortung einer Aufgabenstellung oder mehrerer Aufgabenstellungen oder Fragen. In 

einer Klausurarbeit oder sonstigen schriftlichen Aufsichtsarbeit soll die oder der Studierende nachweisen, dass sie oder er 

eigenständig in begrenzter Zeit und unter Aufsicht mit begrenzten Hilfsmitteln Aufgaben lösen und auf Basis des notwendi-

gen Grundlagenwissens beziehungsweise unter Anwendung der geläufigen Methoden des Faches ein Problem erkennen 

und Wege zu einer Lösung finden kann. 

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang kann Multiple-Choice-Fragen in der Klausurarbeit zulassen. Bei der Aufstellung der 

Multiple-Choice-Fragen und des Antwortkataloges ist festzulegen, ob eine oder mehrere Antworten zutreffend sind. Lässt 

die Ordnung zu, dass Multiple-Choice-Fragen mehr als 25 % der zu erreichenden Gesamtpunktzahl ausmachen, sind bei 

der Erstellung des Fragenkatalogs und der Bewertung der Klausuren folgende Regelungen zu beachten: 

 

- Der Fragen- und Antwortkatalog ist von mindestens zwei Prüfungsberechtigten zu entwerfen, wobei eine oder einer 

der Professorengruppe angehören muss. 
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- Den Studierenden sind die Bestehensvoraussetzungen für die Klausur spätestens 

mit der Aufgabenstellung bekannt zu geben. 

 

- In der Aufgabenstellung ist auszuweisen, bei wie vielen richtigen Antworten die 

Klausur bestanden ist. Diese Grenze darf nicht nach oben verändert werden. 

 

(3) Die Ordnung des Studiengangs legt die Bearbeitungszeit für die Klausurarbeiten und für die sonstigen schriftlichen Auf-

sichtsarbeiten fest. Sie soll sich am Umfang des zu prüfenden Moduls beziehungsweise im Fall von Modulteilprüfungen am 

Umfang des zu prüfenden Modulteils orientieren. 

 

(4) Die Klausurarbeiten und die sonstigen schriftlichen Aufsichtsarbeiten werden in der Regel von einer oder einem Prüfen-

den bewertet. Sie sind im Falle des Nichtbestehens ihrer letztmaligen Wiederholung von einer zweiten Prüferin oder einem 

zweiten Prüfer zu bewerten. Die Bewertung ist schriftlich zu begründen. Bei Abweichung der Noten errechnet sich die Note 

der Klausurarbeit oder der sonstigen schriftlichen Aufsichtsarbeit aus dem Durchschnitt der beiden Noten. Das Bewertungs-

verfahren der Klausuren soll vier Wochen nicht überschreiten. 

 

 

§ 28 

Hausarbeiten 

 

(1) Mit einer Hausarbeit soll die oder der Studierende zeigen, dass sie oder er in der Lage ist, ein Problem aus einem Fach-

gebiet selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 

 

(2) Eine Hausarbeit kann als Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag der 

Einzelnen aufgrund objektiver Kriterien erkennbar ist.  

 

(3) Der oder dem Studierenden kann Gelegenheit gegeben werden, ein Thema vorzuschlagen. Die Ausgabe des Themas 

erfolgt durch die oder den Prüfenden, die oder der den Ausgabezeitpunkt und die Bearbeitungsdauer der Hausarbeit doku-

mentiert. Die Ordnung für den Studiengang legt die Bearbeitungsdauer der Hausarbeiten in den Modulbeschreibungen fest. 

Sie kann auch vorsehen, dass die Bearbeitungsdauer von der oder dem Prüfenden festzulegen ist. 

 

(4) Die Hausarbeit ist innerhalb der festgelegten Bearbeitungsfrist in einfacher Ausfertigung bei der Prüferin oder dem Prüfer 

einzureichen; im Falle des Postwegs ist der Poststempel entscheidend. Die Abgabe der Hausarbeit ist durch die oder den 

Prüfenden aktenkundig zu machen.  

 

(5) Die Bewertung der Hausarbeit durch die Prüferin oder dem Prüfer soll binnen sechs Wochen nach Einreichung erfolgt 

sein; die Beurteilung ist schriftlich zu begründen. Im Übrigen findet § 27 Abs.4 entsprechende Anwendung. 

 

(6) Die Ordnung für den Studiengang kann die befristete Nachbesserung nicht positiv bewerteter Hausarbeiten vorsehen. 

Die befristete Nachbesserung gilt als Wiederholung der Prüfungsleistung.  

 

(7) Für sonstige, nicht unter Aufsicht angefertigte schriftliche Prüfungsarbeiten finden die Absätze 2 bis 6 entsprechende 

Anwendung. 
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§ 29 

Projektarbeiten 

 

(1) Durch Projektarbeiten soll die Fähigkeit zur Entwicklung, Durchsetzung und Präsentation von Konzepten nachgewiesen 

werden. Hierbei sollen die Studierenden nachweisen, dass sie an einer größeren Aufgabe Ziele definieren sowie Lösungs-

ansätze und Konzepte erarbeiten können. 

 

(2) Die Dauer der Projektarbeiten ist in der Ordnung für den Studiengang zu regeln und in die Modulbeschreibungen aufzu-

nehmen. 

 

(3) Bei einer in Form einer Teamarbeit erbrachten Projektarbeit muss der Beitrag der oder des einzelnen Studierenden deut-

lich erkennbar und bewertbar sein und die Anforderungen nach Abs.1 erfüllen. 

 

 

§ 30 

Fachpraktische Prüfungen 

 

Sofern fachpraktische Prüfungen im Studiengang vorgesehen sind, regelt die Ordnung für den  Studiengang die Form und 

den Inhalt dieser Prüfungen sowie die Zahl der zu beteiligenden Prüferinnen und Prüfer. 

 

 

§ 31 

Bachelorarbeit 

 

(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die oder der Studierende in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein 

Problem aus ihrem oder seinem Studiengang selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 

 

(2) Die Ordnung  für den Studiengang regelt den Bearbeitungsumfang der Bachelorarbeit. Er beträgt mindestens 6 CP und 

darf 12 CP nicht überschreiten. Die Ordnung für den Studiengang legt die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit fest. 

 

(3) Die Ordnung für den Studiengang legt fest, welche Module Studierende abgeschlossen haben müssen, um die Zulas-

sung zur Bachelorarbeit beantragen zu können. Sie können die Zulassung zur Bachelorarbeit auch vom Nachweis einer 

bestimmten Anzahl von CP abhängig machen. 

 

(4) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet über die Zulassung zur Bachelorarbeit. 

 

(5) Die Bachelorarbeit wird von einer Professorin oder einem Professor ausgegeben und betreut. Diese oder dieser ist Erst-

gutachterin oder Erstgutachter der Bachelorarbeit. Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass auch andere 

nach § 18 Abs.1 prüfungsberechtigte Personen Bachelorarbeiten ausgeben und betreuen können. Die Betreuerin oder der 

Betreuer hat sicherzustellen, dass gegebenenfalls die für die Durchführung der Bachelorarbeit erforderliche apparative Aus-

stattung zur Verfügung steht. 

 

(6) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass das Thema der Bachelorarbeit dem Fachgebiet eines bestimm-

ten Moduls entstammen soll. 
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(7) Die Ordnung für den Studiengang soll vorsehen, dass der oder dem Studierenden Gelegenheit zu geben ist, ein Thema 

vorzuschlagen.  

 

(8) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass die oder der Studierende rechtzeitig ein Thema 

und die erforderliche Betreuung erhält.  

 

(9) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass die Bachelorarbeit in einer Einrichtung außerhalb der Johann 

Wolfgang Goethe-Universität mit Zustimmung der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses angefertigt werden 

kann. In diesem Fall muss das Thema in Absprache mit einem Mitglied der Professorengruppe des verantwortlichen Fachs 

gestellt werden. Die externe Betreuerin oder der externe Betreuer kann durch den Prüfungsausschuss als Gutachterin oder 

Gutachter für die Bachelorarbeit zugelassen werden. 

 
(10) Die Ausgabe des Themas erfolgt durch die Betreuerin oder den Betreuer über die oder den Vorsitzenden des Prü-

fungsausschusses. Das Thema muss so beschaffen sein, dass es innerhalb der vorgesehenen Frist bearbeitet werden 

kann. Der Zeitpunkt der Ausgabe und das Thema sind aktenkundig zu machen. 

 

 

(11) Die Bachelorarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der als Prüfungsleistung zu be-

wertende Beitrag der oder des einzelnen Studierenden aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen und anderen 

objektiven Kriterien, die eine deutliche Abgrenzung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforde-

rungen nach Abs.1 erfüllt sind. 

 

(12) Die Bachelorarbeit ist in deutscher Sprache abzufassen. Die Ordnung für den Studiengang kann die Verwendung einer 

anderen Sprache regeln. 

 

(13) Das gestellte Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit zurückgegeben wer-

den. Das neu gestellte Thema muss sich inhaltlich von dem zurückgegebenen Thema unterscheiden. Wird infolge des 

Rücktritts gemäß Abs. 14 Satz 3 ein neues Thema für die Bachelorarbeit ausgegeben, so ist die Rückgabe dieses Themas 

ausgeschlossen. 

 

(14) Kann der Abgabetermin aus von der oder dem Studierenden nicht zu vertretenden Gründen (z.B. Erkrankung der oder 

des Studierenden beziehungsweise eines von ihr oder ihm allein zu versorgenden Kindes), nicht eingehalten werden, so 

verlängert die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses einmal die Bearbeitungszeit, wenn die oder der Studierende 

dies vor dem Ablieferungstermin beantragt. Maximal kann eine Verlängerung um 50 % der Bearbeitungszeit eingeräumt 

werden. Dauert die Verhinderung länger, so kann die oder der Studierende von der Prüfungsleistung zurücktreten. 

 

(15) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß im Prüfungsamt einzureichen; im Falle des Postwegs ist der Poststempel entschei-

dend. Wird die Bachelorarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, gilt sie als nicht bestanden. 

 

(16) Die Ordnung für den Studiengang legt fest, in wie vielen Exemplaren und in welcher Form (z.B. schriftliche Exemplare, 

Datenträger) die Bachelorarbeit einzureichen ist. 

 

(17) In der Bachelorarbeit sind alle Stellen, Bilder und Zeichnungen, die wörtlich oder sinngemäß aus Veröffentlichungen 

oder aus anderen fremden Texten entnommen wurden, als solche kenntlich zu machen. Die Bachelorarbeit ist mit einer 

Erklärung der oder des Studierenden zu versehen, dass sie oder er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit sie ihre oder er 

seinen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig und ohne Benutzung anderer als der angegebenen 

Quellen und Hilfsmittel verfasst hat. Ferner ist zu erklären, dass die Bachelorarbeit, auch nicht auszugsweise, für eine ande-

re Prüfung verwendet worden ist. 
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(18) Die Bachelorarbeit ist von der Erstgutachterin oder dem Erstgutachter und der Zweitgutachterin oder dem Zweitgutach-

ter schriftlich zu begutachten und zu bewerten. § 18 Abs.3 Satz 4 bleibt unberührt. Die Bewertung soll von den Prüfenden 

unverzüglich, spätestens sechs Wochen nach Einreichung, erfolgen. Die Zweitgutachterin oder der Zweitgutachter kann sich 

bei Übereinstimmung der Bewertung auf eine Mitzeichnung des Gutachtens der Erstgutachterin oder des Erstgutachters 

beschränken. Bei unterschiedlicher Bewertung der Bachelorarbeit wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-

ausschusses die Note entsprechend § 33 Abs.4 festgesetzt. 

 

(19) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass eine dritte Prüferin oder ein dritter Prüfer die Bachelorarbeit 

binnen weiterer zwei Wochen bewertet, wenn die Beurteilungen der beiden Prüfenden um mehr als 2,0 voneinander abwei-

chen oder eine oder einer der beiden Prüfenden die Bachelorarbeit als „nicht ausreichend“ beurteilt. Die Note wird in diesem 

Fall aus den Noten der Erstprüferin oder des Erstprüfers, der Zweitprüferin oder des Zweitprüfers und der dritten Prüferin 

oder des dritten Prüfers gemäß § 33 Abs.4 gebildet. 

 

 

§ 32 

Masterarbeit 

 

(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass die oder der Studierende in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist entspre-

chend den Zielen gemäß § 2 Abs.3 ein Thema umfassend und vertieft zu bearbeiten. Das Thema muss so beschaffen sein, 

dass es innerhalb der vorgesehnen Frist bearbeitet werden kann.  

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang regelt den Bearbeitungsumfang der Masterarbeit; er beträgt mindestens 15 CP und 

höchstens 30 CP. Die Zeit von der Themenstellung bis zur Abgabe der Masterarbeit dauert mindestens drei und höchstens 

sechs Monate. 

 

(3) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass die Masterarbeit im Rahmen eines Abschlusskolloquiums vorzu-

stellen ist. Sie regelt den Zeitpunkt und die Dauer des Masterkolloquiums. Die Dauer darf für das gesamte Kolloquium ma-

ximal 60 Minuten  

 

betragen. Die Ordnung für den Studiengang regelt die Bewertung des Abschlusskolloquiums. Sie kann vorsehen, dass das 

Kolloquium keine Teilprüfung im Sinne von § 25 darstellt und bei der Bewertung der Masterarbeit in einer von den Gutachte-

rinnen oder Gutachtern der Masterarbeit zu vertretenden Weise berücksichtigt wird. Studierende desselben Studiengangs 

sind berechtigt, beim Kolloquium als Zuhörerinnen beziehungsweise Zuhörer teilzunehmen. 

 

(4) Im Übrigen gilt § 31, mit Ausnahme von Abs.1 und Abs.2 Sätze 1 und 2, entsprechend. § 31 Abs.12 gilt ebenfalls ent-

sprechend, jedoch ist für den Fall, dass die Masterarbeit in einer anderen Sprache als Deutsch verfasst wird, der Masterar-

beit eine Zusammenfassung in deutscher Sprache beizufügen. 
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Abschnitt VII: Bewertung der Prüfungsleistungen; Bildung der Noten; Gesamtnote 

 

 

§ 33 

Bewertung der Prüfungsleistungen 

 

(1) Der Bewertung ist stets die individuelle Leistung der oder des Studierenden zugrunde zu legen. 

 

(2) Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 

 

 

 

Note 1   sehr gut    = eine hervorragende Leistung 

 

Note 2   gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 

           Anforderungen liegt 

 

Note 3   befriedigend    =  eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

          entspricht 

 

Note 4   ausreichend    =  eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 

Anforderungen genügt 

 

Note 5   nicht ausreichend =  eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

Anforderungen nicht mehr genügt. 

 

 

 

Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können die Noten um 0,3 auf Zwischenwerte angehoben oder abge-

senkt werden; die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 

(3) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüferinnen und Prüfern festgesetzt. 

 

(4) Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Modulteilprüfungen, so errechnet sich die Note für das Modul als Durchschnitt 

der Noten für die einzelnen Teilprüfungen, sofern die Ordnung für den Studiengang keine abweichende Regelung trifft. Bei 

der Berechnung der Note wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden 

ohne Rundung gestrichen. 

 

Die Note lautet: 

 

bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    sehr gut 

bei einem Durchschnitt über 1,5 bis einschließlich 2,5  gut 

bei einem Durchschnitt über 2,5 bis einschließlich 3,5  befriedigend 

bei einem Durchschnitt über 3,5 bis einschließlich 4,0  ausreichend 

bei einem Durchschnitt über 4,0        nicht ausreichend. 
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Die vorstehenden Maßgaben gelten entsprechend, wenn nur eine Modulprüfungsleistung erforderlich ist und diese von zwei 

oder mehr Prüferinnen oder Prüfern unterschiedlich bewertet wird. 

 

(5) Für die Bachelor- oder Masterprüfung muss jeweils eine Gesamtnote gebildet werden. Die Gesamtnote der Bachelorprü-

fung errechnet sich aus den Noten der Modulprüfungen und der Note der Bachelorarbeit, die der Masterprüfung aus den 

Noten der Modulprüfungen und der Masterarbeit gegebenenfalls mit dem anschließenden Kolloquium. Für die Bildung der 

Gesamtnote gilt Abs.4 entsprechend. 

 

(6) Die Ordnung für den Studiengang kann einzelne Prüfungsleistungen bei der Bildung der Gesamtnote besonders gewich-

ten. Sie kann auch vorsehen, dass der Bachelorarbeit ein besonderes Gewicht beizumessen ist. Der Note der Masterarbeit 

ist ein besonderes Gewicht beizumessen.  

 

(7) Wird eine englischsprachige Übersetzung des Zeugnisses ausgefertigt, werden die Noten für die einzelnen Prüfungsleis-

tungen sowie die Gesamtnote entsprechend folgender Notenskala abgebildet: 

 

bis 1,5      sehr gut      very good 

über 1,5 bis 2,5    gut       good 

über 2,5 bis 3,5   befriedigend    satisfactory 

über 3,5 bis 4,0   ausreichend    sufficient 

über 4,0     nicht ausreichend   fail 

 

(8) Die Gesamtnote wird ergänzt durch eine ECTS-Note, die in das Diploma-Supplement aufgenommen wird. Die ECTS-

Bewertungsskala berücksichtigt statistische Gesichtspunkte der Bewertung wie folgt: 

 

A = die Note, die die besten 10% derjenigen erzielen, die die Bachelor- 

oder Masterprüfung bestanden haben 

B = die Note, die die nächsten 25 % in der Vergleichsgruppe erzielen 

C = die Note, die die nächsten 30 % in der Vergleichsgruppe erzielen 

D = die Note, die die nächsten 25 % in der Vergleichsgruppe erzielen 

E = die Note, die die nächsten 10 % in der Vergleichsgruppe erzielen 

 

Die Berechnung erfolgt durch das Prüfungsamt aufgrund der statistischen Auswertung der Prüfungsergebnisse. Hierbei soll 

ein Zeitraum von 3 bis 5 Jahren zugrunde gelegt werden. Für die Bezugsgruppen sind Mindestgrößen festzulegen, damit 

tragfähige Aussagen möglich sind. Solange sich entsprechende Datenbanken noch im Aufbau befinden, bestimmt der Prü-

fungsausschuss ein geeignetes Verfahren zur Ermittlung der relativen Gesamtnoten. 

 

(9) Die Ordnung für den Studiengang kann vorsehen, dass das Gesamturteil „mit Auszeichnung bestanden“ erteilt wird. Sie 

legt hierfür die Voraussetzungen fest. Die englischsprachige Übersetzung von „mit Auszeichnung bestanden“ lautet: excel-

lent.  

 

 

§ 34 

Bestehen und Nichtbestehen; Notenbekanntgabe 

 
(1) Eine einzelne Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit der Note „ausreichend“ oder besser bewertet worden ist. 

 

(2) Ein Modul ist bestanden, wenn die in der Modulbeschreibung der Ordnung für den Studiengang vorgeschriebenen Leis-
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tungen erfolgreich erbracht wurden. 

 

(3) Die Bachelorprüfung oder Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche in der Ordnung für den Studiengang vorge-

schriebenen Module bestanden und die Bachelorarbeit beziehungsweise Masterarbeit mit mindestens „ausreichend“ bewer-

tet worden ist. 

 

(4) Die Ordnung für den Studiengang regelt, ob und unter welchen Voraussetzungen ein nicht bestandenes Wahlpflichtmo-

dul durch ein alternatives Wahlpflichtmodul ersetzt werden kann. 

 

(5) Sofern der Bachelor- oder Masterstudiengang das Studium eines Nebenfaches einschließt, regelt die Ordnung für das 

Hauptfach wie häufig und unter welchen Bedingungen das Nebenfach gewechselt werden kann. 

 

 

 

(6) Die Ordnung für den Studiengang regelt das Verfahren der Bekanntgabe der Noten für die einzelnen schriftlichen Prü-

fungsleistungen und die Bachelor- und Masterarbeit. Sie kann festlegen, dass die Noten unter Wahrung schutzwürdiger 

Interessen der Betroffenen und allgemeiner datenschutzrechtlicher Regelungen hochschulöffentlich bekannt gegeben wer-

den. Abs. 7 bleibt unberührt. 

 

(7) Über das endgültige Nichtbestehen einer Modulprüfung oder das endgültige Nichtbestehen der Bachelor- oder Masterar-

beit ist ein schriftlicher Bescheid durch die oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu erteilen, der mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. 

 

 

 

Abschnitt VIII: Wiederholung, Freiversuch sowie Befristung von Prüfungen; Nichtbe-
stehen der Gesamtprüfung 

 

 

§ 35 

Wiederholung von Prüfungen 

 

(1) Bestandene Modulabschlussprüfungen oder Modulteilprüfungen können nicht wiederholt werden. Die Ordnung für den 

Studiengang kann jedoch festlegen, dass bestandene Modulabschlussprüfungen oder Modulteilprüfungen nach Maßgabe 

von § 36 Abs.2 zum Zwecke der Notenverbesserung wiederholt werden können. 

 

(2) Nicht bestandene Modulabschlussprüfungen oder Modulteilprüfungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die 

Ordnung für den Studiengang kann Regelungen zum Freiversuch (§ 36 Abs.1) treffen. 

 

(3) Eine nicht bestandene Bachelor- oder Masterarbeit gegebenenfalls einschließlich eines Kolloquiums kann einmal wie-

derholt werden. Es wird ein anderes Thema ausgegeben. Eine Rückgabe des Themas der Bachelor- oder der Masterarbeit 

ist im Rahmen einer Wiederholungsprüfung nur zulässig, wenn die oder der Studierende bei der Anfertigung der ersten 

Bachelor- oder Masterarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. Eine zweite Wiederholung ist nicht zu-

lässig. 

 

(4) Fehlversuche derselben oder inhaltlich äquivalenten Modulprüfung eines anderen Studiengangs an der Johann Wolf-
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gang Goethe-Universität oder einer anderen Hochschule sind anzurechnen. 

 

(5) Die Ordnung für den Studiengang legt die Fristen für die Wiederholung der Modulprüfungen sowie der Bachelorarbeit 

beziehungsweise der Masterarbeit und das Verfahren fest. Die Regelungen sind so zu gestalten, dass die Wiederholungs-

prüfung in der Regel jeweils innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe des Ergebnisses der vorangegangenen nicht be-

standenen Prüfung abzulegen ist. 

 

(6) Wird die Wiederholungsfrist nicht eingehalten, gilt die Prüfungsleistung als nicht bestanden. §§ 21 Abs.2, 37 Abs.2 blei-

ben unberührt. Werden die Gründe für die Fristüberschreitung anerkannt, wird der oder dem Studierenden aufgegeben, sich 

zum nächsten Prüfungstermin zur Prüfung zu melden. 

 

(7) Die Ordnung für den Studiengang kann festlegen, dass für die Wiederholung von nicht bestandenen schriftlichen Prü-

fungsleistungen, mit Ausnahme der Bachelor- beziehungsweise Masterarbeit,  eine mündliche Prüfung angesetzt wird. 

 

(8) Die Ordnung für den Studiengang kann regeln, dass der oder dem Studierenden vor der Wiederholung einer Modulab-

schlussprüfung oder Modulteilprüfung durch den Prüfungs-ausschuss Auflagen erteilt werden können. 

 

 

§ 36 

Freiversuch 

 

(1) Die Ordnung für den Studiengang kann regeln, dass erstmals nicht bestandene Modulabschlussprüfungen oder Modul-

teilprüfungen als nicht unternommen gelten, wenn sie jeweils spätestens zu dem im Regelstudienplan vorgesehenen Se-

mester abgelegt werden (Freiversuch). Die Regelung kann die Möglichkeit des Freiversuchs auf bestimmte Module oder 

Modulteile und/oder auf eine bestimmte Anzahl der insgesamt abzulegenden Modulprüfungen beschränken. Die Bachelo-

rarbeit und die Masterarbeit, gegebenenfalls einschließlich eines Kolloquiums, sowie Prüfungen, die wegen Täuschung oder 

eines sonstigen ordnungswidrigen Verhaltens für nicht bestanden erklärt wurden, sind vom Freiversuch ausgenommen. 

 

(2) Die Ordnung für den Studiengang kann auch vorsehen, dass bestandene Moduabschlussprüfungen oder Modulteilprü-

fungen einmal zur Notenverbesserung wiederholt werden können, wobei die bessere Leistung angerechnet wird. Hierbei 

dürfen die Modulabschluss- oder -teilprüfungen aus maximal 5 Modulen stammen. Die Ordnung für den Studiengang be-

stimmt die Frist innerhalb derer die Wiederholung der Prüfungen zur Notenverbesserung zu beantragen und die Wiederho-

lungsprüfungen durchzuführen sind.  

 

 

§ 37 

Befristung der Prüfungen 

 
(1) Die Ordnung für den Studiengang kann für den Abschluss der Bachelor- oder Masterprüfung eine Frist festlegen. 

 
(2) Die Frist für den Abschluss der Bachelor- oder Masterprüfung ist der oder dem Studierenden auf Antrag zu verlängern, 

wenn sie oder er infolge schwerwiegender Umstände nicht in der Lage war, die Frist einzuhalten. Bei der Einhaltung der 

Frist für den Abschluss der Bachelor- und Masterprüfung und weiterer in der Ordnung für den Studiengang für die Meldung 

zu Prüfungen vorgeschriebener Fristen werden Verlängerungen und Unterbrechungen von Studienzeiten nicht berücksich-

tigt, soweit sie 
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- durch erhebliche Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehenen Gremien einer Hochschule, einer Stu-

dentenschaft oder eines Studierendenwerks oder 

 

- durch länger andauernde Krankheit, eine Behinderung oder andere, von der oder dem Studierenden nicht zu vertre-

tenden Gründen oder 

 

- durch Mutterschutz oder Erziehungsurlaub oder durch die alleinige Betreuung eines Kindes unter 12 Jahren oder 

durch Pflege einer oder eines sonstigen nahen Angehörigen (Eltern, Großeltern, Ehe- und Lebenspartner) mit Zuord-

nung zu einer Pflegestufe nach § 15 Abs.1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

 

bedingt waren. Unberücksichtigt bleibt ferner ein ordnungsgemäßes einschlägiges Auslandsstudium von bis zu zwei Semes-

tern. Über den Antrag auf Verlängerung der Frist entscheidet der Prüfungsausschuss. Der Antrag soll zu dem Zeitpunkt 

gestellt werden, an dem die oder der Studierende erkennt, dass eine Fristverlängerung erforderlich wird. Der Antrag ist 

grundsätzlich vor Ablauf der Frist zu stellen. Die Nachweise nach Satz 2 und Satz 3 obliegen der oder dem Studierenden 

und sind zusammen mit dem Antrag einzureichen. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest vorzulegen. In Zweifelsfällen kann 

ein amtsärztliches Attest verlangt werden. 

 

 

§ 38 

Nichtbestehen der Gesamtprüfung 

 
(1) Die Bachelor- beziehungsweise Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn 

 

a) eine Modulprüfung endgültig mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde oder als endgültig mit „nicht ausreichend“ 

(5,0) bewertet gilt oder 

 

b) die Bachelorarbeit beziehungsweise Masterarbeit auch in der Wiederholung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet 

wurde oder als mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet gilt oder 

 

c) der Prüfungsanspruch wegen Überschreitens der Wiederholungsfristen erloschen ist oder 

 

d) die Frist nach § 37 Abs.1 überschritten ist, ohne dass die oder der Studierende einen Antrag auf Fristverlängerung 

nach § 37 Abs.2 gestellt hat oder ohne dass einer Fristverlängerung nach § 37 Abs.2 stattgegeben wurde. 

 
(2) Ist die Bachelor- oder Masterprüfung endgültig nicht bestanden, ist der oder dem Studierenden ein Bescheid mit Anga-

ben aller Prüfungsleistungen und den Gründen für das Nichtbestehen der Gesamtprüfung zu erteilen. Er ist mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 

(3) Hat die oder der Studierende die Bachelor- oder Masterprüfung endgültig nicht bestanden, ist die oder der Studierende 

zu exmatrikulieren. Auf Antrag erhält sie oder er gegen Vorlage der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung des 

Prüfungsamtes, die die bestandenen Modulprüfungen, deren Noten und die erworbenen Kreditpunkte enthält und erkennen 

lässt, dass die Bachelor- oder Masterprüfung endgültig nicht bestanden ist. 

 

 

 

Abschnitt IX: Prüfungszeugnis; Urkunde und Diploma-Supplement 
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§ 39 

Prüfungszeugnis 

 

(1) Über die bestandene Bachelor- oder Masterprüfung ist möglichst innerhalb von vier Wochen nach der letzten Prüfungs-

leistung ein Zeugnis in deutscher Sprache, auf Antrag der oder des Studierenden mit einer Übertragung in englischer Spra-

che, auszustellen. Das Zeugnis enthält die Angabe der Module mit den Modulnoten, das Thema und die Note der Bachelor- 

beziehungsweise Masterarbeit, die Gesamtnote und die insgesamt erreichten CP. Das Zeugnis ist von der oder dem Vorsit-

zenden des Prüfungsausschusses oder nach Maßgabe der Ordnung für den Studiengang von der Studiendekanin oder dem 

Studiendekan des für den Studiengang verantwortlichen Fachbereichs zu unterzeichnen und mit dem Siegel der Johann 

Wolfgang Goethe-Universität zu versehen. Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung 

erbracht worden ist. Die Noten der Prüfungen nach § 10 Abs.12 (Zusatzmodule) können auf Antrag der oder des Studieren-

den zusätzlich aufgeführt werden, und zwar getrennt von den Ergebnissen der eigentlichen Bachelor- oder Masterprüfung. 

Benotete Studienleistungen und CP können auf Antrag in einer besonderen Rubrik in das Zeugnis oder in eine dem Zeugnis 

beizufügende Anlage aufgenommen werden. 

 

(2) Der Prüfungsausschuss stellt auf Antrag eine Bescheinigung darüber aus, dass der erworbene Masterabschluss inhalt-

lich dem Diplomabschluss entspricht. 

 

 

§ 40 

Bachelor- beziehungsweise Masterurkunde 

 
(1) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält die oder der Studierende eine Bachelor- beziehungsweise Masterurkunde mit dem 

Datum des Zeugnisses. Darin wird die Verleihung des akademischen Grades beurkundet. Auf Antrag kann die Urkunde 

zusätzlich in Englisch ausgestellt werden. 

 

(2) Die Urkunde wird von der Dekanin oder dem Dekan oder der Studiendekanin oder dem Studiendekan des Fachbereichs, 

dem der Studiengang zugeordnet ist und der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem 

Siegel der Johann Wolfgang Goethe-Universität versehen. Bei interdisziplinären Studiengängen kann die Ordnung für den 

Studiengang regeln, dass die Urkunde von den Dekaninnen beziehungsweise Dekanen oder Studiendekaninnen bezie-

hungsweise Studiendekanen aller am Studiengang beteiligten Fachbereiche unterzeichnet wird.  

 

 

(3) Der akademische Grad darf erst nach Aushändigung der Urkunde geführt werden. 

 

 

§ 41 

Diploma-Supplement 

 

Mit dem Zeugnis und der Urkunde wird ein Diploma-Supplement in Deutsch und Englisch erteilt, das Angaben über Studien-

inhalte, Studienverlauf und die mit dem Abschluss erworbenen akademischen und beruflichen Qualifikationen enthält. 
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Abschnitt X: Ungültigkeit der Bachelor- oder Masterprüfung; Prüfungsakten; 

Einsprüche und Widersprüche; Prüfungsgebühren 

 

 

§ 42 

Ungültigkeit von Prüfungen 

 

(1) Hat die oder der Studierende bei einer Prüfungs- oder Studienleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 

Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungs- beziehungsweise Studienleistung entsprechend § 

33 Abs.2 berichtigt werden. Gegebenenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor- oder Master-

prüfung für „nicht bestanden“ erklärt werden. Entsprechendes gilt für die Bachelor- und Masterarbeit. Der oder dem Studie-

renden ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Modulprüfung nicht erfüllt, ohne dass die oder der Studierende hier-

über täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel 

durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat die oder der Studierende vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass sie oder er die 

Modulprüfung ablegen konnte, so kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend“ und die Bachelor- oder Masterprüfung für 

„nicht bestanden“ erklärt werden. Abs.1 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

(3) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch 

das Diploma-Supplement und die Urkunde einzuziehen. Wird die Bachelor- oder die Masterprüfung für „nicht bestanden“ 

erklärt, ist der verliehene Grad abzuerkennen. Eine Entscheidung nach Abs.1 und Abs.2 Satz 2 ist nach einer Frist von fünf 

Jahren ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen. 

 

 

§ 43 

Einsicht in die Prüfungsakten; Aufbewahrungsfristen 

 

(1) Nach Abschluss eines Moduls und nach Abschluss des gesamten Prüfungsverfahrens wird der oder dem Studierenden 

auf Antrag Einsicht in die sie oder ihn betreffenden Prüfungsakten gewährt. Die Ordnung für den Studiengang kann bestim-

men, dass eine Akteneinsicht auch nach Ablegung einzelner Modulteilprüfungen gewährt wird. Das Akteneinsichtsrecht 

kann an bestimmte Fristen gebunden werden. 

 

(2) Die Prüfungsakten sind von den Prüfungsämtern zu führen. Maßgeblich für die Aufbewahrungsfristen von Prüfungsunter-

lagen ist § 23 der Hessischen Immatrikulationsverordnung (HImmaVO) in der jeweils gültigen Fassung. 

 

 

§ 44 

Einsprüche und Widersprüche 

 

(1) Gegen Entscheidungen der oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ist Einspruch möglich. Er ist binnen vier 

Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses einzulegen. Über 
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den Einspruch entscheidet der Prüfungsausschuss. Hilft er dem Einspruch nicht ab, erlässt die oder der Vorsitzende des 

Prüfungsausschusses einen begründeten Ablehnungsbescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. 

 

(2) Widersprüche gegen Prüfungsentscheidungen und das Prüfungsverfahren sind, sofern eine Rechtsbehelfsbelehrung 

erteilt wurde, innerhalb eines Monats, sonst innerhalb eines Jahres nach deren Bekanntgabe bei der oder dem Vorsitzenden 

des Prüfungsausschusses (Prüfungsamt) zu erheben und schriftlich zu begründen. Hilft der Prüfungsausschuss, gegebe-

nenfalls nach Stellungnahme beteiligter Prüferinnen und Prüfer, dem Widerspruch nicht ab, erteilt die Präsidentin oder der 

Präsident den Widerspruchsbescheid. Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 

zu versehen. 

 

 

 

 

 

§ 45 

Prüfungsgebühren 

 

(1) In der Ordnung für den Studiengang sind Prüfungsgebühren festzulegen. Die Prüfungsgebühren sind ausschließlich für 

den Verwaltungsaufwand der Prüfungsämter zu erheben. 

 

(2) Die Prüfungsgebühren betragen  

 

1. für die Bachelorprüfung einschließlich der Bachelorarbeit insgesamt 150,- Euro; 

 

2. für die Masterprüfung einschließlich der Masterarbeit insgesamt 100,- Euro. 

 

(3) Die Gebühren nach Abs. 2 Ziff. 1 oder 2 werden in zwei hälftigen Raten fällig, und zwar die erste Rate bei der Beantra-

gung der Zulassung zur Bachelor- beziehungsweise Masterprüfung, die zweite Rate bei der Zulassung der Bachelor- bezie-

hungsweise Masterarbeit. Die Entrichtung der Prüfungsgebühren ist beim Prüfungsamt nachzuweisen. 

 

(4) Im Falle der Erhebung von Studienbeiträgen nach dem Hessischen Studienbeitragsgesetz werden keine Prüfungsgebüh-

ren erhoben. 

 

 

 

Abschnitt XI: Schlussbestimmungen 

 
 

§ 46 

Wechsel in Bachelorstudiengänge und Übergangsbestimmungen 

 

(1) Die Ordnung für den Bachelorstudiengang muss die Voraussetzungen für einen Wechsel aus dem bisherigen Diplom- 

beziehungsweise Magisterstudiengang in den Bachelor-studiengang regeln. 

 

(2) Löst ein Bachelorstudiengang einen Diplom- oder Magisterteilstudiengang ab, sind in der Ordnung für den Bachelorstu-
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diengang Übergangsbestimmungen zu treffen. 

 

 

§ 47 

In-Kraft-Treten 

 

(1) Die Allgemeinen Bestimmungen für Bachelor- und Masterstudiengänge treten nach Genehmigung durch das Präsidium 

der Johann Wolfgang Goethe-Universität am Tage nach ihrer Bekanntgabe im UniReport aktuell der Johann Wolfgang Goe-

the Universität in Kraft. 

 

(2) In der Ordnung für den Studiengang ist ihr In-Kraft-Treten zu regeln. 

 
(3) Die Ordnungen für die Studiengänge sind spätestens zur Reakkreditierung der Studiengänge an die Allgemeinen Be-

stimmungen anzupassen. 

 

 

 

Frankfurt, den 30.05.2008 

 

 

 

Prof. Dr. Rudolf Steinberg 

Präsident der Johann Wolfgang 

Goethe-Universität Frankfurt am Main 
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Anhang: Muster Modulbeschreibung 

 

Modulbezeichnung    Pflichtmodul/Wahlpflichtmodul                    CP 

Inhalte: 

Qualifikationsziele und Kompetenzen: 

Angebotszyklus:   

Dauer des Moduls:   

Voraussetzung für die Teilnahme am Modul:   

(ggf.) Lehr- und Prüfungssprache:    

Studiennachweise                        (Teilnahme- / Leistungsnachweise):   

Modulabschlussprüfung / kumulative Modulprüfung sowie Prüfungsform: 
  

Voraussetzung für die Vergabe der CP: 

  

  

Verwendbarkeit des Moduls in anderen Studiengängen:   

Modulverantwortliche/r:   

  

 Semester / CP Lehrveranstaltungen Typ SWS 

1 2 3 4 5 6 

                  

                  

                  

                  

 

 

 


